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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Friedens- 
und Demokratisierungsprozeß in Haiti, und 
welchen Beitrag leisten die Vereinten Nationen 
derzeit im Rahmen der Mission für Menschen- 
rechte (MICIVIH) in diesem Land? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 11. Oktober 1995 

Durch die Intervention der Multinationalen Streitmacht unter Führung der 
USA konnten im Oktober 1994 auf unblutige Weise die Rückkehr des 
demokratisch gewählten Präsidenten Aristide und damit die Wiederher- 
stellung der verfassungsmäßigen Ordnung in Haiti erreicht werden. 

Das für die Abhaltung demokratischer Wahlen erforderliche stabile imd 
sichere Umfeld ist seit dem 31. März 1995 von der VN-Mission UNMIH 
gewährleistet worden. Der laufende Wahlprozeß hat bisher jedoch nur in 
begrenzter Weise zur inneren Befriedung des Landes beigetragen: 

- Für etwa ein Viertel der Wahlgänge der ersten Runde der Kommunal- 
und Parlamentswahlen am 25. Juni 1995 waren aufgrund von Unregel- 
mäßigkeiten und administrativen Schwierigkeiten Ersatz- und Wieder- 
holungswahlgänge erforderhch. Nachdem sich abzeichnete, daß die 
Präsident Aristide nahestehende Organisation Pohtique Lavalas (OPL) 
einen überwältigenden Sieg errungen hatte, verlangte die Opposition 
u. a. wegen der organisatorischen Mängel eine Annulherung des 
gesamten Wahlergebnisses sowie die Neubesetzung des Wahlrates, 
was weder vom Wahlrat noch von der Regierung akzeptiert wurde. 

- Die zweite Runde der Wahlen am 17. September 1995 verlief in organi- 
satorischer Hinsicht im wesenthchen korrekt, allerdings hatten die 
Oppositionsparteien zum Boykott der Wahl aufgerufen; von den Kandi- 
daten der Opposition, die dennoch an den Wahlen teünahmen, wurden 
einige in die Abgeordnetenkammer bzw. den Senat gewählt. Die 
22 Oppositionsparteien haben trotzdem bekräftigt, daß sie das aus den 
Wahlen hervorgegangene Parlament nicht anerkennen. 

- Sie haben darüber hinaus angekündigt, daß sie auch die im Novem- 
ber/Dezember 1995 anstehenden Präsidentschaftswahlen boykottieren 
werden. Das bedeutet, daß es bisher noch nicht gelungen ist, den für 
die Demokratisierung und friedliche Entwicklung Haitis notwendigen 
nationalen Konsens herzustellen. Viel wird davon abhängen, ob die 
Oppostitionsparteien bis zu den Präsidentschaftswahlen doch noch in 
den Wahlprozeß eingebunden werden können. 

Die von der OAS und den VN im Februar 1993 geschaffene Mission Civüe 
Internationale en Haiti (MICIVIH) untersucht Menschenrechtsverletzun- 
gen und wirkt bei der Stärkung des Gerichts- und Strafvollzugswesens 
mit. Außerdem leistet sie einen wesenthchen Beitrag zur Wahlbeobach- 
tung. MICIVIH hat in ihrem jüngsten Pressekommunique vom 12. Sep- 
tember 1995 die Menschenrechtslage gegenüber der Zeit der Müitär- 
herrschaft (30. September 1991 bis 19. September 1994) zutreffend als 
beträchtlich verbessert bezeichnet. Es habe allerdings seit Jahresanfang 
21 Morde gegeben, bei denen pohtische Motive nicht auszuschließen 
seien. 
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2. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


Fördert die Bundesregierung in Haiti Projekte in 
den Bereichen Entwicklungszusammenarbeit 
oder Menschenrechte, und falls nein, warum 
nicht? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 11. Oktober 1995 

Nach der Rückkehr des demokratisch gewählten Präsidenten Aristide 
im Oktober 1994 wurde die staatliche Entwicklungszusammenarbeit 
1995 wiederauf genommen. Anläßlich der Regierungsgespräche vom 
23./24. August 1995 wurde insbesondere die Fortsetzung unterbrochener 
oder zurückgestellter Vorhaben in den Schwerpunktbereichen Wasser- 
und Sanitärversorgung, Stromversorgung, integrierte ländliche Entwick- 
lung und integrierte Ernährungssicherung vereinbart. Hierzu stehen die 
zwischenzeitlich gesperrten Mittel aus früheren Zusagen oder unter- 
brochenen Vorhaben jetzt wieder in Höhe von rd. 105,3 Mio. DM zur 
Verfügung. Davon kommen 61,8 Mio. DM aus der Finanziellen Zusam- 
menarbeit, die Haiti als eines der ärmsten Entwicklungsländer als 
Zuschuß erhält. 37,2 Mio. DM stammen aus der Technischen Zusammen- 
arbeit. Mangels Ansatzpunkten gibt es bisher weder in der bilateralen 
staatlichen noch in der von der Bundesregierung geförderten nichtstaat- 
lichen Zusammenarbeit Projekte im Bereich der Menschenrechte. Im 
Rahmen der umfangreichen Hilfe der Europäischen Union (205,5 Mio. 
ECU, deutscher Anteil knapp 30%) wird u. a. die Arbeit der „Wahrheits- 
kommission" gefördert. 

Im Vorfeld der Wiederaufnahme unserer Entwicklungszusammenarbeit 
wurden in Haiti durch den Arbeitsstab Humanitäre Hilfe im Auswärtigen 
Amt aus dem Titel „Humanitäre Hilfsmaßnahmen im Ausland außerhalb 
der Entwicklungshilfe" im Jahr 1995 5 Mio. DM zur Finanzierung von 
Maßnahmen der vorbeugenden Seuchenbekämpfung (Trinkwasserver- 
sorgung und Abfallbeseitigung) bereitgestellt. 


3. Abgeordnete 

Iris 

Follak 

(SPD) 


Welche Informationen besitzt die Bundesregie- 
rung über die Zustände in der deutschen Bot- 
schaft in Kiew, und welche Maßnahmen wird sie 
ergreifen, um die Bedingungen für die Besucher 
zu ändern? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 10. Oktober 1995 

Die Bundesregierung bemüht sich seit Jahren auf allen Ebenen, die außer- 
ordentlich beengte und unzureichende Unterbringung unserer Botschaft 
in Kiew zu verbessern. Unsere dortige Präsenz entspricht weder dem 
Anspruch, der an eine deutsche Auslandsvertretung unter Anlegung 
bescheidener Maßstäbe hinsichtlich Arbeitsbedingungen und Außen- 
wirkung gestellt werden muß, noch dem Stellenwert, der der Bundesrepu- 
blik Deutschland als einem der wichtigsten Partner der Ukraine zukommt. 
Während wir 1994 nicht gezögert haben, dem Wunsch der ukrainischen 
Regierung nach Übertragung der ehemaligen DDR-Kanzlei in Helsinki zu 
einem Vorzugspreis zu entsprechen, hat die Ukraine ihre Zusage, das 
ganze Kanzleigebäude für uns frei zu machen oder ein anderes aus- 
reichend großes Gebäude bereitzustellen, nicht erfüllt. Der Botschaft 
wurden statt dessen nur völlig unzureichende Objekte angeboten. 
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Nach zahlreichen Gesprächen führte schließlich die Intervention von 
Bundesminister Dr. Klaus Kinkel anläßlich seines Besuchs in Kiew im 
Februar 1993 zu einer Zusage der ukrainischen Regierung, den vom diplo- 
matischen Dienstleistungsamt (GDIP) belegten Teil des jetzigen Dienst- 
gebäudes frei zu machen und uns das ganze Gebäude zu vermieten - eine 
Lösung, die zwar keineswegs optimal gewesen wäre, die aber doch eine 
Verbesserung dargestellt hätte. Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl hat die 
Angelegenheit anläßlich seines Besuchs in Kiew am 9./10. Juni 1993 ange- 
sprochen, und Bundesminister Dr. Klaus Kinkel erneut beim Besuch des 
ukrainischen Außenministers Slenko in Bonn am 22. Februar 1994, da die 
Umsetzung des ukrainischen Versprechens immer noch ausstand. 

Inzwischen haben weitere nachdrückliche Bemühungen und schließlich 
der Hinweis der möglichen störenden Auswirkungen der unakzeptablen 
Unterbringung unserer Botschaft dazu geführt, daß uns vom ukrainischen 
Außenministerium ein für die Unterbringung der Rechts- und Konsular- 
abteilung als geeignet erscheinendes Gebäude angeboten worden ist. Die 
Kaufvertragsverhandlungen sind inzwischen so weit gediehen, daß der 
beabsichtigte Erwerb noch in diesem Jahr vollzogen und das Gebäude 
nach entsprechender Herrichtung 1996 bezogen werden kann. 

Durch die Auslagerung dieser Arbeitseinheit wird es endlich möglich sein, 
die bisherigen Mißstände, insbesondere bei der Abwicklung des Besu- 
cherverkehrs in der Konsularabteilung, weitgehend zu beheben und 
außerdem akzeptable Arbeitsbedingungen für alle Botschaftsangehöri- 
gen zu schaffen. 


4. Abgeordneter 

Klaus 

Francke 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über vor, welche der Unterzeichnerstaaten des 
KSE -Vertrages die Vereinbarungen nicht plan- 
mäßig bis Mitte November erfüllen können wer- 
den, und welche Gründe werden dafür ange- 
führt? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 13. Oktober 1995 

Ab dem 17. November 1995 treten die Obergrenzen für die vom KSE- 
Vertrag begrenzten Waffensystemkategorien (Kampfpanzer, Gepanzerte 
Kampf f ahrzeuge, Artilleriewaffen, Angriffshubschrauber und Kampfflug- 
zeuge) in Kraft. Die Reduzierungsverpflichtungen der Vertragsstaaten 
sind bis zu diesem Süchtig zu erfüllen. Insgesamt müssen die Vertrags- 
staaten bis dahin knapp 50000 Waffensysteme zerstört haben. Gleich- 
zeitig gelten ab dann für die drei landgebundenen Waffensystemkatego- 
rien (Kampfpanzer, Gepanzerte Kampffahrzeuge und Artilleriewaffen) 
regionale Stationierungsbeschränkungen, wie sie in den Artikeln IV 
und V des KSE -Vertrages definiert sind. 

Diese regionalen Stationierungsbeschränkungen werden insbesondere 
von Rußland und eingeschränkt auch von der Ukraine als nicht mehr den 
veränderten sicherheitspotitischen Rahmenbedingungen in Europa ange- 
messen bezeichnet. Die Thematik wird bereits seit längerem in der Öffent- 
lichkeit unter dem Stichwort „Flankenproblematik" diskutiert. Während 
die Regierung in Kiew insoweit die Einschränkung ihrer militärischen 
Handlungsmöglichkeit auf dem eigenen Territorium bis zur im Vertrag 
festgelegten Überprüfungskonferenz im Mai 1996 hinzunehmen bereit 
wäre, vertritt Moskau Forderungen, die sich zumindest in ihrer gegen- 
wärtigen Form nicht bis Mitte November 1995 vertragskonform erfüllen 
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lassen. Die russischen Bestände in der Flankenregion liegen zum jetzigen 
Zeitpunkt noch deutlich über den im KSE -Vertrag zulässigen Zahlen. 
Allerdings bestehen gegenwärtig keine Zweifel daran, daß Rußland seine 
Reduzierungsverpflichtungen erfüllen und die Gesamtober grenzen ein- 
haltenwird. 

Hinsichtlich der Reduzierungsverpflichtungen von Armenien, Aserbai- 
dschan und der Ukraine kann dagegen nicht ausgeschlossen werden, daß 
diese Staaten bis Mitte November den Auflagen des Vertrages noch nicht 
in vollem Umfang nachgekommen sein werden. Armenien und Aserbai- 
dschan berufen sich auf den immer noch ungelösten Nagorny-Konflikt. 
Bei der Ukraine geht es um noch offene Fragen im Zusammenhang mit der 
Aufteilung der Schwarzmeerflotte. Vor einer abschließenden Einigung 
mit Rußland, die die anteilige Zuordnung der KSE-Waffensysteme regelt, 
sieht sich die Regierung in Kiew außerstande, die restliche Reduzierungs- 
verpflichtung in Höhe von etwa 25% ihrer Gesamtverpflichtung zu erfül- 
len. 

Ein Sonderfall ist Weißrußland. Bis vor kurzem hatte die Regierung in 
Minsk aufgrund einer Entscheidung im Februar 1995 die laufende 
Waffenzerstörung unter Hinweis auf finanzielle Probleme suspendiert. Als 
Ergebnis des Besuchs des Bundesministers des Auswärtigen in Weiß- 
rußland am 21. August 1995 kündigte Präsident Lukaschenko wenige 
Tage danach die Wiederaufnahme der Reduzierungen in nächster Zeit an. 
Damit ist die Möglichkeit eröffnet, daß Weißrußland ggf. doch noch zeit- 
gerecht bis Mitte November 1995 seine Reduzierungen abschließen kann. 


5. Abgeordneter 

Klaus 

Francke 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, zu einer Einhaltung der Vertragsvereinba- 
rungen durch die übrigen Unterzeichnerstaaten 
beizutragen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 13, Oktober 1995 


In engem Verbund mit ihren Bündnispartnern mißt die Bundesregierung 
der vollen Einhaltung des KSE-Vertrages hohe Bedeutung bei. Die bis- 
herige Implementierung hat zur vertragsgemäßen Zerstörung von fast 
50000 schweren Waffen in Europa geführt. Zusätzlich haben die umfang- 
reichen Notifikationspflichten und das intrusive Verifikationsregime eine 
bisher nicht gekannte Transparenz der militärischen Potentiale auf 
konventionellem Gebiet geschaffen. 

Mit der Behandlung der noch offenen Fragen ist die im Vertrag festgelegte 
Gemeinsame Beratungs gruppe in Wien beauftragt. Auf der Grundlage 
kontinuierlicher Abstimmung mit dem Bündnis nimmt die Bundesregie- 
rung innerhalb und außerhalb dieses Gremiums alle ihr gegebenen poh- 
tisch-doplimatischen Möglichkeiten wahr, um die Einhaltung der 
Vertragsbestimmungen durch die Regierungen der Unterzeichnerstaaten 
zu gewährleisten. So gelang es vor wenigen Tagen, am 22. September 
1995, zusammen mit den Allianzpartnern einen NATO-Vorschlag zur 
Lösung der Flankenproblematik in Wien vorzulegen, der den Forderun- 
gen Rußlands, aber auch der Ukraine entgegenkommt und ohne Ände- 
rung des Vertrages mit Zustimmung aller Vertragsstaaten realisiert 
werden könnte. Die nun anstehenden Verhandlungen, an denen sich die 
Bundesregierung aktiv beteihgen wird, müssen zeigen, ob auf der Basis 
des Allianzvorschlages ein akzeptabler Kompromiß gefunden werden 
kann. 
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In den noch offenen Reduzierungsfragen wird in Wien in der Gemein- 
samen Beratungsgruppe intensiv an einer Lösung gearbeitet, um auch 
hier bis Mitte November 1995 einen Zustand zu schaffen, der die Nicht- 
einhaltung einzelner Vertragsbestimmungen verhindert. 


6. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 


(CDU/CSU) 


Hat bei den Verhandlungen um die deutsche 
Wiedervereinigung im Jahre 1990 die Sowjet- 
union ihre Zustimmung zur deutschen Wieder- 
vereinigung davon abhängig gemacht, daß 
die Enteignungen zwischen 1945 und 1949 der 
Sowjetisch Besetzten Zone (SBZ), der späteren 
DDR, nicht durch Rückgabe entschädigt werden 
dürfen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer 
vom 16. Oktober 1995 

Ihre Frage ist Gegenstand anhängiger Verfassungsbeschwerden vor dem 
Bundesverfassungsgericht. Die Bundesregierung, die keinen Anlaß für 
eine Neubewertung der Verhandlungssituation im Jahre 1990 sieht, wird 
dort Stellung nehmen. 

Im Zusammenhang mit der in den Medien zur Frage der Enteignungen 
in der SBZ zwischen 1945 und 1949 geführten Diskussion hatte die 
Bundesregierung bereits am 2. September 1994 eine umfangreiche 
Dokumentation veröffentlicht, die ich diesem Schreiben zu Ihrer Unter- 
richtung beifüge * ). 


7. 


Abgeordnete 

Waltraud 

Lehn 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf dem 
„Antrag auf Ausstellung eines amtlichen Passes" 
des Auswärtigen Amtes die Unterscheidung 
gemacht wird zwischen einem Diplomatenpaß, 
einem Ministerialpaß und dem Dienst- Spaß? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 17. Oktober 1995 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in einem Antragsformular des 
Auswärtigen Amtes auf Ausstellung, Verlängerung oder Änderung amt- 
licher Pässe die Rubrik „Dienstpaß" einen Druckfehler enthielt. Das 
Formular wird vom Auswärtigen Amt seit einigen Jahren nicht mehr 
verwendet. 


8. Abgeordnete 

Waltraud 

Lehn 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Verwunderung 
darüber, daß das Auswärtige Amt offenbar die 
häufig in der Öffentlichkeit gemachte Unterstel- 
lung, Dienstreisen der Abgeordneten seien eher 
Vergnügungs- als Arbeitsreisen, jedenfalls teil- 
weise übernommen hat? 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund Nummer 13 Satz 2 in Verbindung mit 
Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde und 
für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 17. Oktober 1995 

Das Auswärtige Amt hat die erwähnten Vorstellungen auch nicht teil- 
weise übernommen. 


9. Abgeordnete 

Waltraud 

Lehn 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung mir darüber Auskunft 
geben, wie viele dieser Dienst-Spässe in der letz- 
ten Legislaturperiode genehmigt wurden und wie 
die Auswahl erfolgt ist? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 17. Oktober 1995 

Das Auswärtige Amt stellt keine Dienstpässe für Mitglieder des Deutschen 
Bundestages aus, da diese Diplomatenpässe führen. 


10. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Trifft es zu, daß das Menschenrechtsinstitut Cen- 
tre de Promotion des Droits de l'Homme in der 
Hauptstadt von Burundi, Bujumbura, seit 1992 
mit von der Bundesregierung gewährten Mitteln 
gefördert wird, und wie hoch ist die bisherige 
Fördersumme, auf geschlüsselt nach Jahren und 
ggf. nach Einzelprojekten? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 17. Oktober 1995 

Seit 1992 wird im Rahmen der Technischen Zusammenarbeit (TZ) das 
Menschenrechtsinstitut Centre de Promotion des Droits de l'Homme 
- kurz Menschenrechtszentrum - in Bujumbura gefördert. Der bisher ein- 
malig gewährte deutsche Beitrag aus Mitteln des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung beträgt 0,6 Mio. DM. 
Der deutsche Beitrag bezieht sich auf Fortbildungsseminare für ausge- 
wählte Zielgruppen (Justizwesen, Polizei, Schulen, Medien) sowie auf die 
Ausstattung des Zentrums mit Lehrmaterialien. Das Menschenrechtszen- 
trum soll auch in Zukunft mit deutschen Mitteln weiter gefördert werden. 


11. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Falls ja, zu welchem genauen Zweck erfolgte die 
Förderung, und durch welche Maßnahmen 
wurde durch die Bundesregierung dafür gesorgt, 
daß die jeweils vermittelten Wissensinhalte 
demokratischen Vorstellungen von Menschen- 
rechten entsprachen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 17. Oktober 1995 

Zweck des Zentrums und unserer Förderung ist es, die langfristig ange- 
legte Propagierung der Menschenrechte zu unterstützen und entspre- 
chende Ausbildungsseminare durchzuführen. Die Überprüfung der 
vermittelten Wissensinhalte erfolgt durch das Bundesministerium für 
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wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung und durch die Deut- 
sche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) mit regelmäßi- 
gen Projektprüfungsberichten. Die deutsche Botschaft informiert das 
Auswärtige Amt ebenfalls kontinuierlich über die Arbeit des Menschen- 
rechtszentrums. 


12. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung auf der 
Grundlage der gegenwärtigen Verhältnisse nach 
dem Militärputsch die weitere Arbeit des Men- 
schenrechtsinstituts Centre de Promotion des 
Droits de l'Homme? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 17. Oktober 1995 

Obgleich durch die jetzige Krise erheblich behindert, wird die Arbeit des 
burundischen Menschenrechtszentrums weiterhin positiv beurteilt. 


13. Abgeordnete 

Dr. Angelica 
Schwall-Düren 

(SPD) 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 17. Oktober 1995 

Es gehört bereits zur Konzeption und bisherigen Praxis des Menschen- 
rechtszentrums, mit seinen Seminaren auch Sicherheitskräfte und Beamte 
anzusprechen, um die Beachtung der Menschenrechte durch staatliche 
und administrative Stellen zu fördern. 


Hält es die Bundesregierung für politisch mach- 
bar und geboten, im Hinblick auf die veränderte 
politische Situation in Burundi und die Berichte 
über Menschenrechtsverletzungen durch Men- 
schenrechtsorganisationen wie Amnesty Interna- 
tional, die weitere Vergabe von Mitteln für das 
Centre de Promotion des Droits de l'Homme an 
die Bedingung zu knüpfen, daß dort Polizisten 
und sonstige Exekutivbeamte eine Ausbildung 
erhalten, die verstärkt auf Beachtung und Einhal- 
tung von Menschenrechtsverletzungen im admi- 
nistrativen Bereich gerichtet ist? 


14. Abgeordneter 

Steffen 

Tippach 

(PDS) 


Trifft es zu, daß es am 21. oder 22. September 1995 
im Gefängnis Buca, Izmir/Türkei, nach einer Pro- 
testaktion von Gefangenen zu einem Überfall von 
Sicherheitskräften auf die Inhaftierten des 
Gefängnisses kam, wobei drei Gefangene getötet 
und 46 Gefangene zum Teil schwer verletzt wur- 
den, und wenn ja, wie hat die Bundesregierung 
darauf reagiert? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 17. Oktober 1995 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß bei der Niederschlagung einer 
Häftlingsrevolte am 21. oder 22. September 1995 im Gefängnis Buca, 
Izmir/Türkei, drei Gefangene ums Leben gekommen und weitere verletzt 
worden sind. 
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Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung zu einer Reaktion auf den 
VorfaU. 


15. Abgeordneter 

Steffen 

Tippach 

(PDS) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Sicher- 
heitskräfte, die diesen Überfall auf die Gefange- 
nen durchführten, sich später als Anhänger der 
faschistischen Grauen Wölfe zu erkennen gaben? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 17. Oktober 1995 


Der Bundesregierung liegen hierzu keine Informationen vor. 


16. Abgeordneter Haben im Rahmen der polizeüichen Zusammen- 

Steffen arbeit mit der Türkei der derzeit amtierende Poli- 

Tippach zeipräsident der Provinz Izmir und/oder Sicher- 

(PDS) heitskräfte der Provinz Izmir, speziell solche, die 

im Gefängnis Buca eingesetzt sind, in der Bun- 
desrepublik Deutschland oder in der Türkei an 
deutschen Ausbildungsprogrammen teilgenom- 
men? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 17. Oktober 1995 


Im Dezember 1993 hat der damalige stellvertretende Sicherheitsdirektor 
von Izmir an einem zweiwöchigen Seminar der Bundesakademie für 
öffentliche Verwaltung für höhere türkische Beamte teilgenommen. Der 
Bundesregierung sind die Namen der Angehörigen der Sicherheitskräfte 
in der Provinz Izmir, speziell der im Gefängnis Buca eingesetzten, im 
einzelnen nicht bekannt. Es ist der Bundesregierung daher nicht möglich 
festzustellen, ob sich unter diesen Teilnehmer an deutschen Ausbil- 
dungsprogrammen befinden. 


17. Abgeordneter Gibt es im Rahmen der pohzeüichen Zusammen- 

Steffen arbeit mit der Türkei und bezugnehmend auf die 

Tippach Erfahrungen über die Isolations- und Einzelhaft- 

(PDS) Unterbringung von sog. §-129a-Gefangenen in 

der Bundesrepublik Deutschland Gespräche 
über das Anhegen des türkischen Innenministers 
Mentese, pohtische Gefangene in den türkischen 
Gefängnissen voneinander zu isolieren und sie in 
Einzelzellen unterzubringen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 17. Oktober 1995 


Die Unterbringung von Strafgefangenen in Einzelzellen war nicht Gegen- 
stand von Gesprächen im Rahmen der pohzeüichen Zusammenarbeit mit 
der Türkei. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


18. Abgeordneter 

Siegfried 

Vergin 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Informationen vor, 
ob neben der ehemaügen stellvertretenden Vor- 
sitzenden der „Repubhkaner" im Europäischen 
Parlament, Frau Johanna C. Grund, und dem an 
der Fachhochschule Münster unterrichtenden 
Werner P. als Referenten noch andere deutsche 
Staatsbürger oder in der Bundesrepubhk 
Deutschland lebende Personen als Referenten 
oder Teilnehmer an den 4. Kulturtagen des „Kul- 
turwerks Österreich - Landesgruppe Kärnten" in 
der Zeit vom 30. September bis 5. Oktober 1995 
teilgenommen haben, und wenn ja, um welche 
Personen handelt es sich? 


19. Abgeordneter 

Siegfried 

Vergin 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung davon Kenntnis, daß 
deutsche Staatsbürger oder in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland lebende Personen an der dies- 
jährigen österreichischen Ulrichsbergfeier am 
1. Oktober 1995 teilgenommen haben, und wenn 
ja, um welche Personen handelt es sich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 18. Oktober 1995 


Der Bundesregierung sind die deutschen Teilnehmer der 4. Kulturtage des 
„Kulturwerks Österreich - Landesgruppe Kärnten" in der Zeit vom 
30. September bis 5. Oktober 1995 sowie an der diesjährigen Ulrichsberg- 
feier am 1. Oktober 1995 teilweise bekannt. 

Eine namentUche Nennung der Teilnehmer scheidet aus datenschutz- 
rechthchen Gründen aus. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


20. Abgeordneter 

Fritz Rudolf 
Körper 

(SPD) 


Haben sich bei der Überprüfung der umstrittenen 
Haftentschädigung für die ehemalige KZ-Auf- 
seherin Margot Kunz die vermuteten Ausschluß- 
gründe bestätigt, und ist ggf. die gezahlte Ent- 
schädigung zurückgefordert und erstattet wor- 
den? 
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21. Abgeordneter 

Fritz Rudolf 
Körper 

(SPD) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung sonst aus den bei der Überprüfung gewon- 
nenen Erkenntnissen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 27. Juni 1995 


Die Ermittlungen der Stiftung für ehemalige politische Häftlinge zur Über- 
prüfung der Haftentschädigung für die ehemalige KZ-Aufseherin Margot 
Pietzner (geb. Kunz) konnten noch nicht angeschlossen werden. Es steht 
u. a. noch eine Antwort der Generalstaatsanwaltschaft der Russischen 
Föderation auf eine Anfrage der Stiftung für ehemalige politische Häft- 
linge vom 24. Mai 1995 aus. Bei der Russischen Generalstaatsanwaltschaft 
sollen sich Unterlagen aus dem damaligen Verfahren gegen Frau Pietzner 
vor dem Sowjetischen Militärtribunal und dem Gnadenverfahren aus den 
50er Jahren befinden. 


Weiterhin steht noch die gerichtliche Zeugenvernehmung eines ehemali- 
gen Mitarbeiters der Ara do- Flugzeugwerke in Wittenberg aus, von der 
sich die Stiftung Aussagen über das Verhalten von Frau Pietzner in ihrer 
Zeit als Aufseherin erhofft. 

Sobald die Stiftung für ehemalige politische Häftlinge ihre Ermittlungen 
abgeschlossen hat, werde ich Ihre schriftliche Frage umgehend beantwor- 
ten. 


22. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Welchen Anteil haben die Ausgaben für Kapital- 
entschädigungen nach den §§17 und 19 des Straf- 
rechtlichen Rehabilitierungsgesetzes - StrRehaG 
an der von der Bundesregierung in ihrer Antwort 
auf Frage 6 in Drucksache 13/2318 genannten 
Summe von 540 Mio. DM? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 16. Oktober 1995 


Die Ausgaben für Kapitalentschädigungen nach den §§ 17 und 19 
StrRehaG machen an der genannten Summe einen Anteil von ca. 98%, 
also etwa 530 Mio. DM, aus. 


23. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Aus welchen Gründen geht die Bundesregierung 
vor dem Hintergrund dieser Summe davon aus, 
daß sich die bei der Ausarbeitung der StrRehaG 
zu erwartende Zahl der Anträge auf strafrecht- 
liche Rehabüitierung oder Entschädigung bestä- 
tigt hat (Antwort auf Frage 1 in Drucksache 
13/2318), wenn im Entwurf des StrRehaG noch 
von Kosten in Höhe von 1,55 Mrd. DM für die 
Kapitalentschädigung ausgegangen wurde? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 16. Oktober 1995 

Beim Entwurf des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes ist die 
Bundesregierung von rd. 100000 Neuanträgen {davon ca. 20000 Anträge 
von Hinterbliebenen, die nach § 17 Abs. 3 StrRehaG keine Kapitalent- 
schädigung erhalten) sowie von rd. 80000 Altfällen (d. h. mit schon vor- 
liegenden Bescheinigungen nach § 10 Abs. 4 des Häftlingshilfegesetzes) 
ausgegangen. 

Vergleicht man diese Zahl mit den tatsächlich gestellten Anträgen auf 
Rehabilitierung oder Entschädigung, so zeigt sich, daß diese Schätzung in 
etwa zutreffend war. In den neuen Bundesländern und Berlin sind bis zum 
30. Juni 1995 rd. 137000 Anträge auf gerichtliche Rehabilitierung gestellt 
worden. Bei der Berliner Dienststelle der Stiftung für ehemalige politische 
Häftlinge sind 40000 Anträge auf Erteilung einer Bescheinigung nach 
§ 10 Abs. 4 HHG eingegangen. Bei den HHG-Behörden der alten Bundes- 
länder sind ca. *26000 Anträge auf Kapitalentschädigung gestellt worden 
(die Angaben aus den alten Bundesländern liegen noch nicht vollständig 
vor). 

Die Summe der gestellten Anträge auf strafrechtliche Rehabilitierung 
oder Entschädigung beläuft sich also auf 203000 im Vergleich zu 
den im Regierungsentwurf geschätzten 180000. Bei der Differenz von 
20 000 Anträgen ist zu berücksichtigen, daß mit einer nicht unerheblichen 
Zahl von Überschneidungen zwischen Neuanträgen und Altfällen zu 
rechnen ist. Zum einen haben viele Personen aus den neuen Bundeslän- 
dern bis zum Inkrafttreten des StrRehaG am 4. November 1992 Anträge 
auf Erteilung einer Bescheinigung nach § 10 Abs. 4 HHG gestellt, um so 
Leistungen nach dem mit der Wiedervereinigung auf das Beitrittsgebiet 
üb er geleiteten HHG erhalten zu können. Zum anderen macht eine Reihe 
von Betroffenen aus dem Kreis der Altfälle, die auch ohne Rehabihtierung 
über die § 10 Abs. 4 HHG -Bescheinigung Anspruch auf die sozialen Aus- 
gleichsleistungen nach dem StrRehaG haben, von der Möglichkeit einer 
gerichtlichen Rehabilitierung Gebrauch. Neben dem moralischen Aspekt 
einer gerichtlichen Rehabilitierung spielt dabei die Möglichkeit der 
Aufhebung von Vermögenseinziehungen im Rahmen eines Strafverfah- 
rens, der Erstattung von damals aufgewendeten Verfahrenskosten sowie 
der Tilgung von Einträgen im Strafregister eine Rolle. 

Wenn sich die im Regierungsentwurf zum StrRehaG geschätzte Gesamt- 
zahl der Anträge auf strafrechtliche Rehabilitierung oder Entschädigung 
zu bestätigen scheint, so erlaubt dies noch keinen Rückschluß auf die im 
Regierungsentwurf vorgenommene Kostenschätzung. Die Kosten bestim- 
men sich nicht nach der Zahl der strafrechtlich Rehabüitierten, sondern 
nach der Zahl derjenigen, die einen Anspruch auf Kapitalentschädigung 
haben und diesen Anspruch tatsächlich geltend machen. Darüber hinaus 
werden die Kosten maßgeblich durch die Dauer der Haftzeiten bestimmt. 
Der Regierungsentwurf ging von einem nach verschiedenen Zeitabschnit- 
ten differenzierten System von durchschnittlichen Haftzeiten aus. Die 
Schätzung solcher „durchschnittlicher Haftzeiten" war äußerst schwierig 
und mußte notgedrungen pauschalierend bleiben. 


24. Abgeordneter Wie vielen Anträgen auf Kapitalentschädigung 

Rolf gemäß § 17 StrRehaG haben die Berliner Dienst- 

Schwanitz stelle der Stiftung für ehemalige politische Häft- 

(SPD) hnge, das Berliner Landesamt für Zentrale Sozi- 

ale Aufgaben, die das Häftlingshilfegesetz aus- 
führenden Behörden der alten Bundesländer 
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sowie die Entschädigungsbehörden der neuen 
Bundesländer bisher entsprochen, und in welcher 
Höhe haben sie daraufhin jeweils insgesamt 
Kapitalentschädigungen ausgezahlt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 16. Oktober 1995 

Die Berliner Dienststelle der Stiftung für ehemalige politische Häftlinge 
hat nach ihrer Monatsstatistik Juni 1995 bis zum 30. Juni 1995 in 8022 Fäl- 
len eine Kapitalentschädigung gemäß § 17 StrRehaG bewilligt. Die 
Summe der bewilligten Leistungen beläuft sich auf ca. 147,2 Mio. DM. 

Das Berliner Landesamt für Zentrale Soziale Aufgaben hat bis zum 31. Juli 
1995 in 5969 Fällen einen Antrag auf Kapitalentschädigung positiv 
beschieden. Bei den Entschädigungsbehörden der neuen Bundesländer 
sind bis zum 30. Juni 1995 ca. 61000 Anträge auf Gewährung von 
Kapitalentschädigung eingegangen. Bis Ende Juni 1995 sind 37386 
Anträge auf Kapitalentschädigung positiv beschieden worden (die Anga- 
ben wurden den schriftlichen Stellungnahmen der neuen Bundesländer 
und Berlins zum Fragenkatalog der Anhörung der Fraktion der SPD 
„Rehabilitierung und Entschädigung von DDR-Unrecht - Reichen die bis- 
herigen Anstrengungen aus?" vom 12. September 1995 entnommen). Die 
genaue Höhe der von den Ländern zu diesem Stichtag bewilhgten 
Leistungen ist der Bundesregierung nicht bekannt. Den neuen Bundes- 
ländern und Berhn sind von der Bundesregierung bis zum 30. Juni 1995 
Mittel in Höhe von ca. 192 Mio. DM zugewiesen worden. Mit dem Länder- 
anteil von 35% ergibt sich eine Ist- Ausgabe von ca. 295 Mio. DM. 

Nach Mitteilung der alten Bundesländer wurde von den das 'Häftlings- 
hilfegesetz ausführenden Behörden bis Ende 1994 ca. 18000 Anträgen auf 
Kapitalentschädigung entsprochen. Die dafür aufgewandten Kosten 
belaufen sich auf ca, 90 Mio. DM. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


25, Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Wie sieht die Ausgabenliste des Bundesministers 
der Finanzen auf Drucksache 12/8372 S. 24 ff. 
nach heutigem Stand und bis 1996 aus? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 10. Oktober 1995 

Aktualisierte Übersichten zu den öffentlichen Finanz transfers und zu den 
Ausgaben im Bundeshaushalt für die neuen Länder bis einschließlich 1996 
sind aus den nachstehenden Tabellen zu ersehen. Hinsichthch Ta- 
belle 2 (Ausgaben im Bundeshaushalt) ist darauf hinzuweisen, daß es sich 
- soweit die Ausgaben nicht eindeutig den neuen Ländern zuzuordnen 
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sind (wie z. B. bei der Ge meinschaftsauf gäbe „Regionale Wirtschaftsför- 
derung Ost") - um Schätzgrößen handelt. 

Tabelle 1 


Öffentliche Finanztransfers für Ostdeutschland 
(einschheßlich Sozialversicherungen) 



1991 



1992 

1993 

1994 

1995 

1996 


- Mrd. DM - 

L Bmttotransfers 







Bundeshaushalt ^) 

75 

88 

114 

114 

146 

130 

Fonds „Deutsche Einheit"^) 

31 

24 

15 

5 



EG 3) 

4 

5 

5 

6 

7 

7 

Rentenversicherung^^) 


5 

9 

12 

16 

15 

Bundesanstalt für Arbeit^ 

24 

39 

39 

27 

23 

18 

Länder/Gemeinden West ®) 

5 

5 

10 

14 

10 

10 

Gesamt:"^) 

139 

152 

168 

168 

194 

180 

II. Rückflüsse 







Steuermehr- 
einnahmen Bund®) 
Verwaltungs- 

31 

35 

37 

41 

44 

50 

mehreinnahmen Bund 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

Gesamt: 

33 

37 

39 

43 

46 

52 

III. Nettotransfer®) 

(Diff. lundll) 

106 

115 

129 

' 125 

148 

128 

IV. Nettotransfer Bund 
(Diff. I, Pos. 1 und II) 

42 

51 

75 

71 

100 

78 


Erläuterungen: 

Zahlungen an die Länder und Gemeinden Ost sowie sonstige Ausgaben des 
Bundes in den neuen Ländern; ab 1995 auch Steuerverzichte des Bundes 
aufgrund Neuregelung Finanzausgleich; ab 1996 auch Steuerminderein- 
nahmen aus Neuregelung des Familienleistungsausgleichs; ab 1996 Angaben 
geschätzt. 

2) Kreditfinanzierte Leistung, also ohne die Zuschüsse von Bund und Ländern, um 
Doppelzählungen zu vermeiden. 

Wegen der unzureichenden Datenlage nur grobe Schätzung möghch. 

Ohne Bundeszu^chüsse, um Doppelzählungen zu vermeiden. 

Gesamtdefizit Ost (einschl. Bundeszuschuß); 1995 und 1996: Schätzung. 

Bis 1994 einschl. Mindereinnahmen aus horizontaler USt- Verteilung nach 
Einwohnern gegenüber der ursprünglich im Einigungsvertrag vorgesehenen 
Stufenregelung sowie Zuschuß zum Fonds „Deutsche Einheit"; ab 1995 im 
wesentlichen Neuregelung Finanzausgleich. 

Ohne Doppelzählung des Bundeszuschusses zur BA (vgl. Nummer 5); Leistun- 
gen für die neuen Länder sind darüber hinaus die Steuermindereinnahmen beim 
Bund und den alten Ländern aufgrund der Steuervergünstigungen für 
Ostdeutschland . 

®) Grobe Schätzung mit erheblichen Unwägbarkeiten, 

^) Von den Transferleistungen zu unterscheiden sind die finanziellen Gesamtbela- 
stungen der öffentlichen Haushalte aus der Vereinigung. Dazu gehören neben 
den Transfers z. B. einigungsinduzierte Zinsaufwendungen, Zinserstattungen 
an den Fonds „Deutsche Einheit", den Kreditabwicklungs- bzw. Erblastentil- 
gungsfonds sowie die Zahlungen für die Truppen der Westgruppe. 

In einer Belastungsrechnung wären einigungsinduzierte Steuermehreinnah- 
men im Westen und der Abbau teilungsbedingter Ausgaben gegenzurechnen. 
Mit wachsendem zeitlichen Abstand lassen sich diese Effekte nicht mehr quanti- 
fizieren. 
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Tabelle 2 

Ausgaben des Bundes für die neuen Länder (Mrd. DM) 



1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 


(Ist) 

(Ist) 

(Ist) 

(Ist) 

(Soll) 

(RegE) 

1. Zahlungen an die 







Länder-ZGemeinde- 

haushalte 

Kommunale Inv.Z 

IFG Aufbau Ost 

5,3 


1,5 


6,6 

6,6 

Gemeinschaftsaufgabe 
„Wirtschaft" * 

2,0 

2,7 

3,7 

3,2 

3,8 

3,3 

Gemeinschaftsaufgabe 
„Agrar" * 

0,5 

1,0 

1,0 

1,0 

1,0 

0,9 

Kommunaler Straßen- 
bau/ÖPNV 

1,8 

3,1 

1,8 

1,7 

1,5 

1,5 

Städtebau 

0,8 

0,4 

0,4 

0,5 

0,7 

0,7 

Sozialer Wohnungsbau 

0,7 

1,4 

0,5 

0,5 

0,7 

0,8 

Hochschulbau/ 

Hochschulerneuerung 

0,4 

0,7 

0,7 

0,7 

0,6 

0,7 

Zinshilfe Altschulden 
Wohnungsbau 




1,3 

1,5 


Finanzhilfen Pflege- 
einrichtungen Ost 





0,8 

0,8 

Förderung kultureller 
Infrastruktur 

1,1 

0,6 

0,6 




Wohngeld 

0,4 

1,7 

1,3 

0,9 

1,0 

0,8 

BAföG 

0,5 

0,6 

0,3 

0,3 

0,5 

0,4 

Kriegsopferfürsorge 

0,1 

0,1 

0,1 

0,2 

0,1 

0,2 

Kindergeld Landes-/ 

G emeindeb edarf 

0,4 

0,6 

0,8 

1,1 

1,0 


FDE (Zuschuß Bund) 

4,0 

9,9 

14,2 

19,5 



Sonstiges 

3,0 

1,9 

1,1 

1,2 

1,1 

1,0** 

Zwischensumme 

21,0 

24,7 

28,2 

32,1 

20,9 

17,7 

2. Leistungen an 







die Bevölkerung 

Kriegsopferversorgung 

0,3 

1,0 

1,6 

1,2 

1,7 

1,6 

Arbeitslosenhilfe/ 
ABM/u. ä. 

2,8 

4,7 

4,5 

5,5 

6,7 

4,5 

Zuschuß an die BA 

5,9 

8,9 

24,4 

10,2 

8,0 


Vorruhestands-/ 

Altersübergangsgeld 

5,7 

5,1 

5,0 

7,2 

7,2 

5,5 

Sozialversicherung 

9,5 

10,2 

11,0 

13,4 

13,0 

16,0 

Erziehungsgeld 

0,6 

0,7 

0,7 

0,8 

1,0 

0,9 

Kindergeld (o. Landes-/ 
G emeindeb edarf ) 

5,3 

5,1 

3,4 

3,4 

4,1 

0,1 

Zwischensumme 

30,1 

35,7 

50,6 

41,7 

43,7 

28,6 


* Ohne EG -Rückflüsse 
• * Positionen sind grob geschätzt 
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1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 


(Ist) 

(Ist) 

(Ist) 

(Ist) 

(Soll) 

(RegE) 

3. Sonstige Aufgaben 







des Bundes 







Bundeswasserstraßen 

0,4 

0,4 

0,3 

0,3 

0,7 

0,7 

Straßenbauplan 

Eisenbahnen/ 

2,1 

4,0 

3,2 

3,7 

4,6 

4,3 

Regionalisierung ÖPNV 

7,7 

9,5 

10,1 

15,0 

14,6 

13,5 

SD AG Wismut 

1,1 

1,1 

0,8 

0,8 

0,6 

0,6 

Bundesvermögens-/ 

Bauangelegenheiten 

Eigenkapitalhilfe- 

1,0 

0,9 

0,8 

0,6 

0,8 

0,8 

Programm 

0,2 

0,5 

0,7 

0,9 

1,2 

1,3 

G asölverbilligung 
Forschung und 
Technologie 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

(früheres BMFT, BMWi) 
Kf W-/ERP- Pr ogramme 

0,6 

1,4 

1,8 

2,0 

2,0 

2,0 

(Zinszuschuß) 

Treuhand- 



0,4 

1,0 

1,4 

2,1 

Nachfolgegesellschaften 





5,1 

3,8 

Verteidigung 

4,2 

3,2 

4,7 

5,0 

3,7 

3,5 

Zivildienstleistende 

0,4 

0,2 

0,2 

0,3 

0,3 

0,3 

Wesentliche 

Personalausgaben 

0,5 

0,5 

0,7 

0,7 

1,3 

1,0 

G ewährleistungen 


0,2 

3,2 

3,4 

3,0 

3,0 

Bundeshilfe Berlin 

1,3 

2,0 

2,5 

1,5 



Grunderwerb/ 

Baumaßnahmen Berlin 


0,5 

0,5 

0,3 

0,5 

0,7 

Sonstiges 

3,8 

3,2 

4,7 

4,0 

5,7 

4,5** 

Zwischensumme 

23,5 

27,8 

34,8 

39,7 

45,7 

42,3 

Gesamtsumme 

74,6 

88,2 

113,6 

113,5 

110,3 

88,6 

Steuerverzicht 

1995 + 1996 auf- 
grund Neuregelung FA 
Systemumstellung beim 
Kindergeld ab 1996 





35,2 

36,0 

(Einnahmeminderung) 






5,0 

Gesamtsumme 







Bundesleistung 

(gerundet) 

75,0 

88,0 

114,0 

114,0 

146,0 

130,0 


* * Positionen sind grob geschätzt. 


26. Abgeordneter Trifft es zu, daß eine relative finanzielle Besser- 

Ludwig 
Eich 

(SPD) 


Stellung von Gemeinden mit überdurchschnitt- 
licher Wirtschaftsentwicklung gegenüber wirt- 
schafts- und strukturschwachen Gemeinden das 
Ziel und die Wirkung eines wirtschaftsbezogenen 
und fortschreibungsfähigen Schlüssels für die 
Verteilung des Umsatzsteueraufkommens an die 
einzelnen Gemeinden ab 2000 ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 17. Oktober 1995 


Die Bundesregierung hat nicht das Ziel einer relativen finanziellen Besser- 
stellung von Gemeinden mit überdurchschnittlicher Wirtschaftsentwick- 
lung durch die Einführung eines wirtschaftsbezogenen und fortschrei- 
bungsfähigen Schlüssels für die Verteüung des Umsatzsteueraufkom- 
mens auf die Gemeinden ab dem Jahr 2000. Durch den wirtschaftsbezoge- 
nen Schlüssel soll das Interesse der einzelnen Gemeinden an einer Förde- 
rung der Wirtschaftsentwicklung im Gemeindegebiet auch künftig erhal- 
ten bleiben. 


Infolge der Dynamik und der stetigeren Entwicklung des Umsatzsteuer- 
aufkommens ist zu erwarten, daß ein orts- und wirtschaftsbezogener 
VerteUungsschlüssel mit den Bestandteilen Lohnsumme und Betriebs- 
vermögen auch zu einer Stärkung der Steüerkraft strukturschwacher 
Gemeinden führt. 


Die endgültige Festlegung des orts- und wirtschaftsbezogenen Schlüssels 
wird vom Gesetzgeber in enger Abstimmung mit den Kommunalen 
Spitzenverbänden auf der Grundlage von Modellrechnungen vorgenom- 
men werden. Bei der dazu erforderlichen Gewichtung der einzelnen 
Schlüsselelemente wird besonders auf die daraus resultierenden inter- 
kommunalen Verteilungswirkungen zu achten sein. 


27. Abgeordneter 

Dieter 

Grasedieck 

(SPD) 


Wie hoch waren im Durchschnitt der letzten Jahre 
bei der veranlagten Einkommensteuer und bei 
der Körperschaftsteuer die Anteüe der Steuerein- 
nahmen in den einzelnen Monaten an dem tat- 
sächlichen Jahresaufkommen dieser Steuern? 


28. Abgeordneter 

Dieter 

Grasedieck 

(SPD) 


Wie hoch ist bisher in den einzelnen Monaten des 
Jahres 1995 der Anteü der monatlichen Steuer- 
einnahmen bei der veranlagten Einkommen- 
steuer und bei der Körperschaftsteuer an den im 
Bundeshaushalt 1995 bei diesen Steuern ange- 
setzten Solleinnahmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 17. Oktober 1995 


Die Angaben können der nachstehenden Tabelle entnommen werden. Es 
ist zu erkennen, wie stark die Anteüe in den einzelnen Monaten aufgrund 
von vielfältigen Steuerrechtsänderungen und Sonderentwicklungen vom 
Druchschnitt abweichen. Damit wird deutlich, daß die Durchschnittsbe- 
trachtung der Anteüe für Prognosezwecke ungeeignet ist. 
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Anteil des monatlichen Kassenaufkommens am Jahressteueraufkommen {%) 


Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

August 

Septem- 

ber 

Okto- 

ber 

Novem- 

ber 

Dezem- 

ber 

Veranlagte Einkommensteuer, Gebiet A 

1990 

1,2 

- 0,5 

26,0 

- 0,8 

0,0 

22,9 

- 2,4 

- 1,6 

25,7 

- 0,6 

- 0,3 

30,4 

1991 

1,5 

- 0,6 

22,4 

- 0,8 

- 0,9 

22,8 

- 0,5 

0,2 

26,0 

- 0,3 

- 0,1 

30,3 

1992 

1,5 

0,1 

24,7 

- 2,1 

- 0,3 

23,3 

- 2,4 

- 1,3 

26,4 

- 0,5 

- 1,2 

31,7 

1993 

0,0 

- 2,0 

30,4 

- 3,8 

- 3,7 

27,7 

- 4,4 

- 2,8 

29,9 

- 1,7 

- 2,7 

33,2 

1994 

- 1,8 

- 2,4 

35,3 

- 5,1 

- 7,8 

30,9 

- 6,9 

- 6,1 

34,4 

- 5,0 

" 6,1 

40,6 

Durch- 

schnitt 

0,5 

- 1,1 

27,8 

- 2,5 

- 2,5 

25,5 

- 3,3 

- 2,3 

28,5 

- 1,6 

- 2,1 

33,2 

1995 

- 4,5 

- 5,0 

27,8 

- 8,7 

- 9,1 

25,0 

-10,2 

- 8,6 





Veranlagte Einkommensteuer, Gebiet B 

1991 

2,9 

13,5 

22,1 

14,3 

4,5 

22,4 

9,4 

1,6 

19,9 

- 6,4 

- 4,6 

0,4 

1992 

- 3,7 

3,1 

- 2,5 

5,5 

9,4 

5,4 

17,2 

17,8 

5,3 

20,0 

21,6 

0,7 

1993 

11,3 

23,2 

7,3 

16,6 

16,9 

0,9 

13,8 

12,0 

-10,3 

18,2 

17,9 

-28,0 

1994 

23,9 

23,2 

-15,4 

21,4 

22,7 

-15,8 

19,4 

20,8 

-19,0 

27,6 

37,0 

^5,6 

Durch- 

schnitt 

8,6 

15,7 

2,9 

14,5 

13,4 

3,2 

14,9 

13,0 

- 1,0 

14,9 

18,0 

-18,1 

1995 

34,1 

25,8 

-18,6 

43,1 

47,9 

- 0,6 

51,5 

55,2 





Körperschaftsteuer, Gebiet A 

— 

1990 

— 

1,6 

0,0 

25,4 

- 1,0 

- 1,3 

24,8 

- 0,2 

2,7 

24,7 

- 0,3 

- 0,7 

24,5 

1991 

2,0 

- 2,5 

22,8 

- 0,8 

0,9 

24,1 

0,0 

- 1,4 

27,0 

0,2 

- 0,7 

28,4 

1992 

1,9 

- 1,5 

24,8 

0,9 

- 0,4 

25,1 

1,8 

- 1,9 

26,6 

- 0,9 

- 1,4 

24,9 

1993 

3,7 

- 2,9 

27,3 

- 1,2 

- 0,2 

26,1 

- 2,1 

- 2,6 

26,0 

- 2,1 

- 0,8 

28,7 

1994 

1,5 

- 1,3 

38,0 

- 1,4 

- 5,8 

29,1 

- 9,5 

-12,8 

34,2 

- 5,0 

-10,3 

43,2 

Durch- 

schnitt 

2,1 

- 1,6 

27,7 

- 0,7 

- 1,4 

25,9 

- 2,0 

- 3,2 

27,7 

- 1,6 

- 2,8 

29,9 

1995 

~ 5,7 

- 5,7 

22,1 

- 1,7 

- 1,5 

21,7 

- 3,9 

- 5,5 





Körperschaftsteuer, Gebiet B 

1991 

0,8 

11,8 

25,1 

12,7 

- 0,9 

66,2 

2,4 

3,4 

41,9 

- 0,3 

-24,7 

-38,4 

1992 

-23,6 

8,6 

- 8,2 

12,9 

21,2 

6,6 

10,6 

25,5 

1,3 

23,4 

20,1 

1,5 

1993 

49,7 

5,6 

27,8 

23,1 

18,3 

-18,4 

23,0 

25,6 

-50,3 

20,6 

18,5 

^3,6 

1994 

-15,9 

- 9,6 

26,1 

- 9,4 

52,8 

58,9 

- 3,5 

-10,8 

22,6 

-14,8 

-21,4 

24,9 

Durch- 

schnitt 

2,8 

4,1 

17,7 

9,9 

22,9 

28,3 

8,1 

10,9 

3,9 

7,2 

- 1,9 

-13,9 

1995 

13,8 

19,1 

-28,2 

22,8 

20,5 

-11,2 

25,9 

6,0 






Gebiet A: Gebietsstand der Bundesrepublik Deutschland (einschl. BerlinAVest) bis 
zum 3. Oktober 1990. 

Gebiet B: Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen- Anhalt, 
Thüringen sowie das frühere Berlin/Ost. 


17 





Drucksache 13/2709 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


29. Abgeordneter 

Dieter 

Grasedieck 

(SPD) 


Ist es der Bundesregierung inzyy^ischen gelungen, 
die noch offenen Rechtsfragen zur Neubekannt- 
machung eines lesbaren Textes des Einkommen- 
steuergesetzes im Bundesgesetzblatt zu klären, 
und wenn ja, wann ist mit einer Veröffentlichung 
des für das Jahr 1995 geltenden Textes zu rech- 
nen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 17. Oktober 1995 


Die Prüfung der angesprochenen Rechtsfragen ist abgeschlossen. Der 
Text des Einkommensteuergesetzes 1995 wird in einer der nächsten 
Ausgaben des Bundesgesetzblattes bekanntgemacht werden. 


30. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Wie sehen die weiteren Planungen des Bundes in 
bezug auf die Verwertung des ehemaligen Offi- 
zierskasinos der früheren Ludwig-Frank-Kaserne 
in Mannheim aus? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 11. Oktober 1995 


Im Bestand der insgesamt rd. 14 ha großen Ludwig-Frank-Kaserne in 
Mannheim ist ein Gebäude unter dem Namen Offizierskasino nicht 
verzeichnet. Es dürfte sich hierbei um das als Lehrsaalgebäude Nr. 41 
bezeichnete Objekt am Rande des Unterkunftsbereichs der Kaserne 
handeln, das auch den Namen Offiziersheim trägt. 

Dieses Gebäude wurde von der Bundeswehr bisher nicht freigegeben. Im 
Untergeschoß befindet sich die Telefonzentrale der Bundeswehr für den 
Raum Mannheim. Außerdem werden Teile des Gebäudes provisorisch als 
Offiziersheim und von örtlichen Vereinen genutzt. Eine Verlegung der 
vorhandenen technischen Einrichtungen zeitgleich mit der Freigabe der 
übrigen Gebäude war nicht möglich. Inzwischen wurde aber nach Mit- 
teilung der Bundeswehr mit dem Ausbau der Gerätschaften begonnen, 
der innerhalb von zwei Monaten abgeschlossen sein soll. 

Nach Rückgabe und Zuführung in das Allgemeine Grundvermögen wird 
die Teilhegenschaft zusätzhch zu den bereits über den Technischen 
Bereich laufenden Verkaufsverhandlungen der Stadt Mannheim bzw. 
deren Wohnungsbaugesellschaft ebenfalls zum Erwerb angeboten. 


31. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, daß 
die Finanz Verwaltung im Fall Graf laut einer Aus- 
sage von Rechtsanwalt Peter Danckert in der 
Fernsehsendung „Talk im Turm" am 8. Oktober 
1995 in SAT 1 vom Steuergeheimnis in den 
Punkten entbunden wurde, in denen das Bundes- 
ministerium der Finanzen einer Aufhebung des 
Steuergeheimnisses aufgrund einer Anfrage des 
baden-württembergischen Finanzministeriums 
zugestimmt hat, und um welche Punkte handelt 
es sich dabei im einzelnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 17. Oktober 1995 

Stefanie Graf hat mit Schreiben vom 8. Oktober 1995 das Finanzministe- 
rium Baden- Württemberg von der Wahrung des Steuergeheimnisses „in 
dem Umfang, wie er durch das Schreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 22. September 1995 für zulässig gehalten wurde" ent- 
bunden. 

Das Bundesministerium der Finanzen hat in dem Schreiben vom 22. Sep- 
tember 1995 an das Finanzministerium Baden- Württemberg u. a. ausge- 
führt: 


„Die in der Öffentlichkeit verbreiteten Tatsachen im Steuerfall Graf laufen 
- schlagwortartig zusammengefaßt - auf Einflußnahme von oben und 
Untätigkeit bzw. schleppende Tätigkeit der Finanzbehörden des Landes 
Baden-Württemberg hinaus. 


Die Voraussetzungen für eine Richtigstellung gemäß § 30 Abs. 4 Nr. 5 
Buchstabe c AO sind daher grundsätzlich erfüllt. Dies bedeutet jedoch 
nicht, daß über die steuerlichen Verhältnisse der Steuerpflichtigen Steffi 
Graf und anderer natürlicher oder juristischer Personen uneingeschränkt 
Auskunft erteilt werden könnte. Die Offenbarung der steuerlichen 
Verhältnisse ist vielmehr nur in dem engen Rahmen des § 30 Abs. 4 Nr. 4 
Buchstabe c AO möglich. 

Nur soweit es zur Richtigstellung der o. g. unwahren Tatsachen erforder- 
lich ist, ist eine Beantwortung der mir vorliegenden Landtagsanfragen 
zulässig. In den Antworten auf diese Frage kann deshalb nur auf Ver- 
fahrensabläufe bei den Finanzbehörden des Landes Baden- Württemberg, 
nicht aber bei anderen Behörden eingegangen werden. Deren Verhalten 
wurde nicht angegriffen. Auch soweit es die Steuerpflichtige Steffi Graf 
und ihre steuerlichen Berater betrifft, sind Antworten nur möglich 
bezüglich ihres Verhaltens im Verfahren sowie über steuerliche Einzel- 
heiten, die Auswirkungen auf das Verfahren hatten, wie z. B. komplizierte 
Rechtsverhältnisse, nicht aber zu Einkommensverhältnissen oder Steuer- 
beträgen, Über Dritte kann keine Auskunft erteilt werden. " 


32. Abgeordneter 

Dr. Martin 
Mayer 

(Siegertsbrunn) 

(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß 
nach der Entscheidung des EU-Nomenklaturaus- 
schusses, CD-ROM-Laufwerke künftig als Video- 
recorder zu klassifizieren und damit den Import- 
zoll von 3,9 auf 14% anzuheben, in der EU herge- 
stellte Multimedia-PC mit üblicherweise impor- 
tierten CD-ROM-Laufwerken gegenüber impor- 
tierten Multimedia-PC nicht ungerechtfertigt 
benachteiligt werden? 


Antwort des. Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 17. Oktober 1995 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß eine ungerechtfertigte Benach- 
teiligung von in der Gemeinschaft hergestellten Multimedia-PC gegen- 
über importierten Multimedia-PC durch die von der Kommission vorgese- 
hene Mitnahme der bestehenden Zollaussetzung bei Position 8471 nach 
Position 8521 nicht erfolgt. CD-ROM-Laufwerke nur für das Lesen von 
optischen CD-ROM-Platten (5,25 Zoll), zum Herstellen von Waren der 
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Position 8471 (u. a. Multimedia-PC) wären demnach zollfrei. Für die 
Zukunft wird die Formulierung „Laufwerk für das Lesen optischer Platten 
(CD-ROM-Laufwerk)" bei der Zollaussetzung bei Position 8521 ange- 
strebt, die noch weitergehender ist, als die derzeit bestehende Formulie- 
rung bei Position 8471. Damit unterlägen alle CD-ROM-Laufwerke einer 
Zollaussetzung. 


33. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Wann hat die Bundesregierung beschlossen, daß 
sie - entgegen der Formulierung in der Koali- 
tionsvereinbarung - nicht mehr beabsichtigt, die 
Gewerbesteuer insgesamt abzuschaffen (siehe 
Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Kurt Faltl- 
hauser am 22. September 1995 in der 688. Sitzung 
des Bundesrates)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 13. Oktober 1995 


Ich verweise auf meine Antwort auf Ihre Frage 43 in Drucksache 13/2645, 
in der ich mitgeteilt habe, daß über eine Absicherung der nach Abschaf- 
fung der Gewerbekapitalsteuer verbleibenden Gewerbe ertragsteuer und 
die Gründe dafür in der Koalition noch Gespräche zu führen sein werden. 
Hieran hat sich noch nichts geändert. 


34. Abgeordneter 
Joachim 
Poß 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung es aus unternehmeri- 
schen, nationalökonomischen oder europäischen 
Gründen für erstrebenswert oder für zwingend, 
daß die Mehrwertsteuersätze in den europäi- 
schen Staaten alle auf die (annährend) gleiche 
Höhe gebracht und so harmonisiert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 13. Oktober 1995 

Der Rat der Europäischen Union hat sich in der sog. Steuersatz- Richtlinie 
im Oktober 1992 auf Mindeststeuersätze beim allgemeinen und beim 
ermäßigten Steuersatz geeinigt. Danach wenden die Mitgliedstaaten 
einen allgemeinen Steuersatz von mindestens 15% an. Darüber hinaus 
können sie einen oder zwei ermäßigte Steuersätze festlegen, die minde- 
stens 5% betragen müssen. Schließlich dürfen die Mitgliedstaaten für eine 
Übergangszeit bestimmte niedrigere Steuersätze beibehalten. 

Die Bundesregierung teilt mit den anderen Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union die von der Europäischen Kommission in ihrem Bericht vom 
5. Januar 1995 zur Annäherung der Mehrwertsteuersätze in der EU vertre- 
tene Auffassung, daß die bisherigen Beschlüsse des Rates zur Steuer- 
satzannäherung - jedenfalls bis zur Einführung des endgültigen Mehr- 
wertsteuersystems - ausreichen und das Steuersatzsystem hinsichtlich der 
Höhe der Sätze, aber auch hinsichtlich seiner Struktur und. des Anwen- 
dungsbereichs der ermäßigten Sätze derzeit nicht geändert werden muß. 


35. Abgeordneter 

Horst 

Schild 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die noch in der letzten Steuer- 
schätzung für 1995 angesetzten Einnahmen bei 
der Einkommensteuer, Körperschaftsteuer und 
beim Solidaritätszuschlag von zusammen 76 Mrd. 
DM voraussichtlich erheblich unterschritten 
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werden, weil bis Anfang September 1995 nur 
rd. 20 Mrd. DM eingegangen sind, und worauf 
führt die Bundesregierung diese Entwicklung 
zurück? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 12. Oktober 1995 


Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen'' wird vom 16. bis 18. Oktober 1995 
seine Schätzung vom Mai 1995 auf der Grundlage aktualisierter gesamt- 
wirtschaftlicher Vorgaben überprüfen. Die bisherige Entwicklung bei der 
veranlagten Einkommen- und Körperschaftsteuer deutet darauf hin, daß 
die Schätzansätze vom Mai nicht erreicht werden. Beim Solidaritäts- 
zuschlag ist eher mit leichten Mehreinnahmen zu rechnen. 

Die Mindereinnahmen bei den Veranlagungsteuern sind vermutlich auf 
folgende Faktoren zurückzuführen: 

- hohe Erstattungen durch Veranlagung des Rezessionsjahres 1993, 

- stärkere Inanspruchnahme der Investitionsförderung in den neuen 
Ländern, 

- Vorzieheffekte aufgrund auslaufender Regelungen im Rahmen der 
Wohnungsb auf örderung . 

Die Einflüsse waren zwar bekannt und der Richtung nach in frü- 
heren Schätzungen berücksichtigt; Schätzrisiken bestehen aber immer 
bezüglich Ausmaß und zeithcher Verteilung. 


36. Abgeordneter Wie hoch ist bei den genannten Steuern der 

Horst Ansatz im Bundeshaushalt 1995, und in welcher 

Schild Größenordnung werden nach Einschätzung der 

(SPD) Bundesregierung die Haushaltsansätze voraus- 

sichthch unterschritten werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 12. Oktober 1995 


Die Ansätze für die Steuereinnahmen im Bundeshaushalt 1995 beruhen 
auf der Schätzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen" vom März 
1995. 

Der Anteil des Bundes an der veranlagten Einkommensteuer betrug 
danach 12,3 Mrd. DM, der an der Körperschaftsteuer 13,6 Mrd. DM. Die 
Einnahmen aus dem Solidaritätszuschlag wurden mit 26,0 Mrd. DM 
veranschlagt. 

Die Beantwortung der Frage, wie s^ch diese Ansätze voraussichtlich ent- 
wickeln werden, erwartet die Bundesregierung von dem zu diesem 
Zwecke eingesetzten Arbeitskreis „Steuerschätzungen''. Die Ergebnisse 
werden am 18. Oktober 1995 in einer Pressemitteilung veröffentlicht. Sie 
werden dem Haushaltsausschuß und dem Finanzausschuß des Deutschen 
Bundestages und dem Finanzplanungsrat vorgelegt. 
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37. Abgeordneter 

Jörg-Otto 

Spiller 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der illegale Zigarettenhandel in 
erhebhchem Umfang durch Zigaretten gespeist 
wird, die aus inländischen Herstellungsbetrieben 
oder legal nach Deutschland gelangten angeb- 
hchen Transitheferungen stammen und als 
Exportware deklariert - ohne wirklich exportiert 
zu werden - weitgehend der Besteuerung ent- 
gehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 12. Oktober 1995 


Es liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, daß der Handel mit unversteuer- 
ten Zigaretten in erheblichem Umfang aus inländischen Herstellungs- 
betrieben gespeist wird. 

In der jüngsten Vergangenheit sind in mehreren hundert Fällen Zigaret- 
tensendungen widerrechtlich aus zollrechtlichen Versand verfahren, die 
bei deutschen Zollstellen für die Beförderung im Zollgebiet der Gemein- 
schaft begonnen wurden, entnommen worden. In der Vielzahl der Fälle 
konnte der tatsächliche Ort der Zuwiderhandlung bislang nicht festge- 
stellt werden. Soweit die Bundesrepublik Deutschland aufgrund des 
Gemeinschaftsrechts gleichwohl für die Abgabenerhebung zuständig ist, 
werden die hinterzogenen Einfuhrabgaben von allen in Betracht kom- 
menden Zollschuldnern angefordert. Zollschuldner sind auch die Unter- 
nehmen, die das jeweihge Versandverfahren durchgeführt haben. Ferner 
werden ggf. die Sicherungsgeber dieser Unternehmen in Anspruch 
genommen. 


38. Abgeordneter 

Jörg-Otto 

Spiller 

(SPD) 


Was unternehmen der Bundesminister der 
Finanzen und die Zollverwaltung, um einer 
solchen Steuerhinterziehung im großen Stil einen 
Riegel vorzuschieben und diese Quelle des ille- 
galen Zigarettenmarktes auszutrocknen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Kurt Faltlhauser 
vom 12. Oktober 1995 


Die deutsche Zollverwaltung geht mit allen ihr zur Verfügung stehenden 
Mitteln gegen Schmuggler und Schwarzhändler vor: 

Die Grenzüberwachung, die Tätigkeit des Zollfahndungsdienstes sowie 
des Steueraufsichtsdienstes sind intensiviert worden. Eine Verstärkung 
des Zollfahndungsdienstes ist schwerpunktmäßig in den neuen Bundes- 
ländern durch Personalzuführung und Verbesserung der Logistik erfolgt. 
Gleichzeitig wurden die Zusammenarbeit zwischen Zoll-, Polizei- und 
Ordnungsbehörden intensiviert und gemeinsame Aktionen gegen die 
Straßenhändler durchgeführt. Neben diesem gemeinsamen Vorgehen 
von Zoll/Polizei führen die Zollfahndungsämter in eigener Zuständigkeit 
regionale Aktionen gegen den illegalen Straßenhandel auf öffentlichen 
Straßen und Plätzen durch. Das Bundesministerium der Finanzen hat eine 
Sonderkommission „Blauer Dunst" eingerichtet, die unter Leitung des 
Zollkriminalamtes überregionale Sonderfahndungsmaßnahmen durch- 
führt. 

Auf dem Gebiet der zollrechtlichen Versandverfahren sind weitere 
Maßnahmen - nicht zuletzt auf Initiative der deutschen Zollverwaltung - 
Gegenstand von Beratungen in den zuständigen Gremien der EU. Im übri- 
gen ist die Beförderung von Zigaretten wegen der Zuwiderhandlungen in 
dem Versandverfahren mit Carnets TIR seit dem 1. Dezember 1994 nicht 
zulässig. 
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Darüber hinaus hat der Gesetzgeber auch Maßnahmen gegen die 
Abnehmer der unversteuerten Zigaretten ergriffen. Das Tabaksteuer- 
gesetz wurde dahin gehend geändert, daß gegen Käufer unversteuerter 
Zigaretten Verwarnungsgelder und Bußgelder verhängt werden können, 
ohne das es der Einleitung von Steuerstrafverfahren bedarf. 

Diese Maßnahmen haben im Jahr 1994 zur Sicherstellung von ca. 725 Mil- 
lionen Stück Zigaretten geführt. Im Vergleich dazu erfolgten im Jahre 
1993 Sicherstellungen von ca. 620 Millionen Stück Schmuggelzigaretten. 
Im Jahre 1995 wurden im ersten Halbjahr bereits ca. 375 Millionen Stück 
Zigaretten sichergestellt. 


39. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für legitim und mit 
dem gesetzgeberischen Auftrag der Treuhandan- 
stalt vereinbar, daß - trotz vorhandener Bieter - 
ein nach Ablauf der Ausschreibungsfrist erstell- 
tes Verkehrs Wertgutachten von seiten der Treu- 
handanstalt allein aus Gründen der Erzielung 
eines höheren Verkaufserlöses als Anlaß für eine 
erneute Ausschreibung des gleichen Objekts 
(hier „Hotel und Gaststätte am Peetzsee", 
Systemnummer 14 716) genommen wird mit der 
Folge einer weiteren empfindlichen Erhöhung 
des Kaufpreises, und dies, obwohl die Treuhand- 
anstalt nach eigenen Einlassungen in dem Kauf- 
preis nicht das ausschließliche Kriterium für die 
Auswahl eines Bieters sieht und selbst noch nach 
Vorliegen dieses Gutachtens ein schriftlicher 
Vorschlag für einen diesbezüglichen Kaufvertrag 
mit dem ursprünglichen - bedeutend niedrige- 
ren - Kaufpreis gefertigt worden ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 13, Oktober 1995 


Im Privatisierungs verfahren „Hotel und Gaststätte am Peetzsee" wurde 
der Treuhand anstatt im Anschluß an die 1. Ausschreibung des Objekts ein 
neues Verkehrswert gutachten vorgelegt. Da ein Angebot in Höhe dieses 
Gutachtenwerts nicht vorlag - ein erstes Gutachten aus 1991 kam zu 
einem noch wesentlich höheren Wert -, hat sich die Treuhandanstalt für 
eine erneute Ausschreibung entschieden. Dieses Vorgehen stand im Ein- 
klang mit den mit dem Bundesministerium der Finanzen abgestimmten 
Richtlinien zur Verwertung und Verwaltung von Treuhand-Liegenschaf- 
ten. Bei einem unbefriedigenden Bietergebnis ist gegen eine erneute Aus- 
schreibung grundsätzlich nichts einzuwenden. 


40. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Treuhandanstalt, wonach es trotz deren Verzichts 
auf eine gebotene und unschädliche Inanspruch- 
nahme einer Bankbürgschaft (Aval) und deren 
Weigerung, die zwangsläufig daraus resultieren- 
den Avalkreditzinsen mit Verzugszinsen zu ver- 
rechnen, nicht zu beanstanden ist und deshalb 
die damit verbundenen erheblichen finanziellen 
Mehrbelastungen ausschließlich der Risikosphäre 
des Käufers zuzuordnen und diesem zusätzlich 
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gleichermaßen Verzögerungen anzulasten sind, 
die durch offensichtlich entwicklungsbedingte 
Säumigkeiten des Grundbuchamtes zu vertreten 
sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 13. Oktober 1995 

Der Käufer hat durch nicht vertragsgemäße Zahlung des Kaufpreises 
Umstände geschaffen, die letztlich bei ihm zu einer höheren finanziellen 
Belastung führten. Es ist grundsätzlich Sache des Schuldners, die recht- 
zeitige Bezahlung seiner Verbindlichkeiten sicherzustellen. Fehler des 
Grundbuchamtes, die die Freigabe des Kaufpreises durch die finanzie- 
rende Bank verhindern, sind der Risikosphäre des Käufers zuzuordnen. 
Der Treuhandanstalt ist in dieser Sache kein Vorwurf zu machen. Insbe- 
sondere war die Treuhandanstalt nicht verpfüchtet, die zur Sicherung des 
Kaufpreisanspruches bestellte Bürgschaft in Anspruch zu nehmen. Die 
Treuhandanstalt mußte zudem davon ausgehen, daß ein Vorgehen aus der 
Bürgschaft dem Käufer erhebliche wirtschaftliche Nachteüe zugefügt 
hätte. 


41. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Welchen Handlungsbedarf sieht die Bundes- 
regierung im Fall Hotel Seegarten (Grünheide, 
Am Schlangenluch 12), bei dem im Rahmen einer 
anhängigen Ausschreibung für dieses Objekt 
durch die Treuhandanstalt/Bundesanstalt für 
vereinigungsbedingte Sonderaufgaben von 
einem Bieter ein Konzept angeboten wird, das 
aus inhaltlicher Sicht begründet auf konsequente 
Ablehnung der zuständigen Kommunen stößt, 
mithin keine Baugenehmigung erteilt wird, und 
hinsichtlich finanzieller Vorstellungen (bezüglich 
Kaufpreis und Investitionsvolumen) schon des- 
halb nicht realistisch und realisierbar ist, weil der 
entsprechende Verkehrswert in erheblicher 
Weise von erteüten oder eben nicht erteilten 
Genehmigungen abhängen dürfte und wie in die- 
sem Fall zu erheblichen Bedenken der Landes- 
bank Berlin führte, werden anderenfalls zumin- 
dest billigend entsprechende Schadenersatz- 
ansprüche in Kauf genommen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 13. Oktober 1995 

Die Verhandlungen zur Privatisierung dieses treuhänderisch verwalteten 
Objekts, bei der komplizierte Eigentumsverhältnisse zu berücksichtigen 
sind, werden durch die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben im Einvernehmen mit der Unabhängigen Kommission zur Über- 
prüfung des Vermögens der Parteien und Massenorganisationen der DDR 
geführt. 

Die Bundesregierung sieht in dem vorliegenden Fall keinen Handlungs- 
bedarf. Das Ausschreibungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen. Die 
angesprochenen baurechtüchen Fragen müssen noch durch das zustän- 
dige Bauordnungsamt des Landkreises geklärt werden. 
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42. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für geboten, im Rah- 
men von Ausschreibungen durch die Treuhand- 
anstalt/Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben neben dem inhalthchen und 
finanziellen Angebot des jeweihgen Bieters auch 
weitere Belange, wie die nachweislich einschlä- 
gige Fachkompetenz, eine regional anerkannte 
Bindung und Akzeptanz, eine gesicherte Liquidi- 
tät im Rahmen des Angebotes und die objektiven 
und subjektiven Möghchkeiten einer dauerhaf- 
ten wirtschaftlichen Stabilisierung des Objektes, 
in den Abwägungsprozeß einzustellen und 
bei der Entscheidungsfindung angemessen zu 
berücksichtigen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 13. Oktober 1995 

Bei der Entscheidungsfindung im Rahmen von Angebotsvergleichen 
werden durch die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf- 
gaben neben finanziellen und inhalthchen Aspekten auch die Fach- 
kompetenz, die regionale Akzeptanz sowie die wirtschaftliche Tragfähig- 
keit und Realisierbarkeit eines Unternehmenskonzeptes geprüft und 
angemessen berücksichtigt. Die Bieter müssen sich nach ihren persön- 
lichen und wirtschaftlichen Verhältnissen auch an diesen Kriterien 
messen lassen. Bei reinen Immobihenverkäufen stellt allerdings die Höhe 
des Verkaufspreises ein hochrangiges Kriterium dar. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


43. Abgeordnete 

Ursula 

Burchardt 

(SPD) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf die von 
Betriebsräten der Stahlindustrie vorgetragene 
Einschätzung, daß dem Werkstoff Stahl durch 
die Verarbeitung (Verbrennung) von Kunst- 
stoffabfällen in der Stahhndustrie mittel- und 
langfristig gegenüber dem Werkstoff Kunststoff 
Wettbewerbsnachteile entstehen können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 17. Oktober 1995 

Das Einblasen von gestückelten Altkunststoffen aus den Sammlungen des 
Dualen Systems Deutschlands (DSD) in den Hochofenprozeß ist eine 
technische Neuerung. Sie dient dem Ziel, den Einsatz von Schweröl zu 
senken und damit die Kosten der Roheisenerzeugung zu verringern. 

Durch den Einsatz von Altkunststoffen kann ein Wettbewerb snachteü für 
Stahlprodukte gegenüber dem Werkstoff Kunststoff daher nicht ent- 
stehen. Vielmehr wird die Konkurrenzfähigkeit des. Werkstoffes Stahl 
hierdurch erhöht. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


44. Abgeordnete 
Ulrike 
Höfken 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Auf welche Höhe belaufen sich die währungs- 
bedingten Verluste der deutschen Landwirt- 
schaft, und welche Höhe strebt die Bundesregie- 
rung als Ausgleich über die Anhebung der Vor- 
steuerpauschale an? 


45. Abgeordnete 
Ulrike 
Höfken 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welchem Maße sind die einzelnen Produk- 
tionssektoren Milch-, Rindfleisch-, Getreide- und 
Sch weine erzeugung von den währungsbeding- 
ten Verlusten betroffen, und wie soll ggf. eine 
nach den Produktionssektoren getrennte gestaf- 
felte Vorsteuerpauschale konkret aussehen? 


46. Abgeordnete 
Ulrike 
Höfken 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der 
EU-Finanzministerrat einer Änderung der Mehr- 
wertsteuer-Richtlinie zustimmen wird, nachdem 
sich verschiedene Länder, darunter Großbritan- 
nien, bereits ablehnend geäußert haben, und 
wann rechnet die Bundesregierung mit einer ent- 
sprechenden Zustimmung? 


47. Abgeordnete 
Ulrike 
Höfken 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche zur Anhebung der Mehrwertsteuer alter- 
nativen Möglichkeiten eines Verlustausgleichs 
hat die Bundesregierung geprüft, und warum 
wurden diese verworfen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Franz-Josef Feiter 
vom 16. Oktober 1995 

Der deutschen Landwirtschaft sind infolge der Änderungen der landwirt- 
schafthchen Umrechnungskurse zum 1, Juh 1995 und aufgrund von 
Wahrungsänderungen in Partnerländern Verluste entstanden. Die 
Gesamtverluste, die auch das Haushaltsjahr 1995 umfassen, lassen sich 
daher derzeit nicht abschließend quantifizieren und auch nicht produkt- 
spezifisch zuordnen. Für Verluste infolge der Änderung der landwirt- 
schafthchen Umrechnungskurse steht eine Ausgleichsbeihilfe der EU in 
Höhe von rd, 400 Mio. DM, degressiv über drei Jahre, zur Verfügung; 
diese Beihilfe kann durch entsprechende nationale Mittel verstärkt wer- 
den. 

Die Bundesregierung verfolgt bei den derzeitigen Verhandlungen in 
Brüssel das Ziel, währungsbedingte Einkommensverluste der deutschen 
Landwirtschaft über die Umsatzsteuer auszugleichen. Dazu bedarf es u, a. 
eines entsprechenden Kommissionsvorschlages und eines einstimmigen 
Beschlusses des Rates für eine Ausnahmeregelung zur EG-Mehrwert- 
steuer- Richtlinie . 
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Die Bundesregierung ist davon überzeugt, daß bei einem Verlustausgleich 

über die Umsatzsteuer 

- der deutschen Landwirtschaft ein fairer Ausgleich gewährt werden 
kann, 

- der Ausgleich schnell und unbürokratisch erfolgen kann, 

- wegen des degressiven und auf drei Jahre befristeten Charakters der 
Beihilfe keine Produktionsanreize gegeben sind, 

- keine Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Mitgliedstaaten und 
somit 

- für die Landwirtschaft in den Partnerländern keine Nachteile ent- 
stehen. 

Damit und im Hinblick auf den geringeren Verwaltungsauf wand ist dieser 

Weg des Ausgleichs anderen Lösungen überlegen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


48. Abgeordneter 

Walter 

Kolbow 

(SPD) 


Ist beabsichtigt, Zivilbeschäftigte der Bundes- 
wehr im Rahmen der Unterstützung der Verein- 
ten Nationen im ehemaligen Jugoslawien einzu- 
setzen, und welchen Status werden sie dann ggf. 
haben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 11. Oktober 1995 

Es kann davon ausgegangen werden, daß bei einer weiteren Unter- 
stützung der Vereinten Nationen im ehemaligen Jugoslawien durch die 
Bundeswehr auch Zivilpersonal der Bundeswehr eingesetzt wird. 

Grundsätzlich nimmt das bei einer besonderen Auslandsverwendung 
eingesetzte Zivilpersonal der Bundeswehr seine Aufgaben im jeweiligen 
Zivilstatus wahr. In Gefährdungsbereichen ist dies jedoch nur vertretbar, 
wenn der Dienstherr/ Arbeitgeber durch Schutzmaßnahmen im Rahmen 
seiner Fürsorgepflicht Sicherheit gewährleisten kann. Ist wirksamer 
Schutz des Zivilpersonals nur im Soldatenstatus ereichbar, kommt ein 
Statuswechsel (Einberufung zum Wehrdienst) in Betracht. 

Über den Status des teilnehmenden Zivilpersonals der Bundeswehr 
entscheidet vor jedem VN-Einsatz die Leitung des Bundesministeriums 
der Verteidigung. 

Soweit Sie einen möglichen Einsatz der Bundeswehr im ehemaligen Jugo- 
slawien ansprechen, wird es bei einer unsicheren und unübersichtlichen 
Lage in den Einsatzräumen, der nur schwer einzuschätzenden Lage- 
entwicklung und den damit verbundenen Unwägbarkeiten der Einsatz- 
bedingungen aus heutiger Sicht denkbar sein, daß zumindest ein Teil des 
einzusetzenden Zivüpersonals seine Aufgaben im Soldatenstatus wahr- 
nehmen wird. 
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49. Abgeordneter 

Walter 

Kolbow 

(SPD) 


Wie wird sichergestellt, daß die im Grundgesetz 
festgelegte Aufgabenteilung zwischen den 
Streitkräften und der Bundeswehrverwaltung 
auch im Rahmen der Unterstützung der Verein- 
ten Nationen eingehalten werden kann? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 11. Oktober 1995 

Die Aufgabenteilung zwischen den Streitkräften und der Bundeswehr- 
verwaltung ist bei einer Aufgabenwahrnehmung durch Beamte und An- 
gestellte im Zivilstatus uneingeschränkt sichergestellt. Aber auch in den 
Fall, in dem das Zivilpersonal der Bundeswehr im Soldatenstatus einge- 
setzt wird, ist die verfassungsrechthch gebotene Selbständigkeit gewähr- 
leistet. 

Die Beamten und Arbeitnehmer werden zum Wehrdienst in militärfach- 
licher Verwendung für ihre berufliche Tätigkeit einberufen. Obgleich für 
sie die Bestimmungen des Soldatengesetzes voll anzuwenden sind, 
können ihnen aufgrund dieser eingeschränkten Verwendung grundsätz- 
lich nur fachbezogene Aufgaben übertragen werden. Dies gilt auch für die 
im Bereich der Streitkräfte beschäftigten Beamten und Arbeitnehmer, die 
von ihren Aufgaben her der Bundeswehrverwaltung im Sinne des Arti- 
kels 87 b des Grundgesetzes nur mit Einschränkungen zuzuordnen sind. 


50. Abgeordneter 

Walter 

Kolbow 

(SPD) 


Wie beabsichtigt die Bundesregierung die für 
Beamte und Soldaten geltenden Regelungen im 
Rahmen der Unterstützung der Vereinten Natio- 
nen auf die Arbeitnehmer zu übertragen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 11. Oktober 1995 

Mit dem Tarifvertrag für Arbeitnehmer des Bundes über die Arbeitsbedin- 
gungen bei besonderen Verwendungen im Ausland vom 9, November 
1993 wurden für den Arbeitnehmerbereich Bedingungen vereinbart. 

Nach § 4 dieses Tarifvertrages erhalten Arbeitnehmer für die Dauer einer 
besonderen Verwendung einen Auslandsverwendungszuschlag unter 
den gleichen Vorausetzungen, in der gleichen Höhe und im gleichen 
Umfang wie ein vergleichbarer Beamter nach § 58 a des Bundes- 
besoldungsgesetzes in Anwendung der Auslandsverwendungszuschlags- 
verordnung. Darüber hinaus wurden die Arbeitnehmer in die entspre- 
chenden Regelungen des Beamtenversorgungsgesetzes bzw. des Solda- 
tenversorgungsgesetzes teilweise einbezogen. Damit wird sichergestellt, 
daß - unabhängig vom Statusverhältnis - die bei solchen Einsätzen einge- 
setzten Mitarbeiter in gleicher Weise abgefunden werden. 


51. Abgeordneter 
Bernd 
Siebert 
(CDU/CSU) 


Warum erhalten Soldaten, die in technischen 
oder Instandsetzungseinheiten der Bundeswehr 
ihren Wehrdienst ableisten, keine Praktikums- 
bescheinigungen, die beispielsweise in Inge- 
nieurstudiengängen anerkannt würden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 13. Oktober 1995 


Grundwehrdienstleistende und Soldaten auf Zeit, die zu studieren beab- 
sichtigen, erhalten Nachweise, die zur Anrechnung truppenfachlicher 
Ausbildung und Verwendung als Praktikantenzeit führen können. Die 
Anrechnung ist vom Grad der Übereinstimmung der wahrgenommenen 
Tätigkeiten mit den Richtlinien der Praktikantenämter bzw. Fachbereiche 
der Hochschulen abhängig. Dies gilt auch für Soldaten, die in techni- 
schen oder Instandsetzungseinheiten der Bundeswehr ihren Wehrdienst 
ableisten und zu Ingenieurstudiengängen zugelassen werden möchten. 

Schon bei der Einberufung werden die zukünftigen Soldaten über diese 
Anrechnungsmöghchkeiten schriftlich und mündlich informiert. Schrift- 
lich z. B. im Merkblatt „Information zur Einberufung" und im „Merkblatt 
für Grundwehrdienstleistende, die zu studieren beabsichtigen". Gleich- 
zeitig werden sie gebeten, sich wegen der Vielzahl der unterschiedlichen 
Anforderungen und Ausgestaltungen der erforderlichen Praktika frühzei- 
tig bei dem zuständigen Praktikantenamt oder der Fakultät der Hoch- 
schule zu informieren. Auch bei der Eignungs- und Verwendungsprüfung 
können die Wehrpflichtigen auf ihr beabsichtigtes Studium hinweisen, so 
daß es im Rahmen des Möglichen für eine entsprechende Einplanung in 
der Truppe berücksichtigt werden kann. Während des Wehrdienstes wer- 
den studierwillige Soldaten durch den zuständigen Berufsförderungs- 
dienst informiert -z. B. durch die Informationsbroschüre „Berufsförderung 
für grundwehrdienstleistende Soldaten" . 

Der Anrechnungsnachweis ist durch 

- ein vom Soldaten von Beginn an zu führendes Praktikantenbuch, in 
dem alle relevanten Arbeitszeiten einzutragen sind, und 

- ein am Ende der Dienstzeit vom Disziplinarvor ge setzten auszustellen- 
des Zeugnis, aus dem Art und Dauer der in der Bundeswehr ausgeübten 
einschlägigen Tätigkeiten ersichtlich sein müssen, 

zu führen. 

Außerdem richtet der Berufsförderungsdienst auch Lehrgänge ein, die der 
Soldat in seiner Freizeit besuchen kann und deren erfolgreicher Abschluß 
von Hochschulen/Universitäten - insbesondere im Fachbereich Maschi- 
nenbau - auf die erforderhchen Praktikumszeiten angerechnet werden 
(z. B. Schweißen, CAD, CNC, Hydraulik, Technische Mathematik, Tech- 
nisches Zeichnen). 

Im übrigen besteht eine Empfehlung des Fakultätentages für Elektro- 
technik und Maschinenbau vom 18. Februar 1991 über die Anerkennung 
von Praktikumszeiten für geleistete Dienste in der Bundeswehr bei 
der Studienzulassung im Maschinenbau und in der Elektrotechnik, die 
weiterhin gültig ist und angewendet wird. 


52. Abgeordnete 
Ute 
Vogt 

(Pforzheim) 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, zur 
Vorbereitung der Wiederbesiedelung einiger 
Gebiete der Krajina/Kroatien Minensuchgeräte 
für das Aufspüren von Bodenminen aus dem 
Bestand der Bundeswehr oder einer deutschen 
Hüfsorganisation - wie beispielsweise dem 
THW - zur Verfügung zu stellen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 13. Oktober 1995 


Initiiert durch den Beschluß des Deutschen Bundestages vom 29. Juni 1995 
(Drucksache 13/1780), hatte die Bundesregierung nochmals alle Möglich- 
keiten zur Unterstützung von Aktivitäten zum „humanitären" Minen- 
suchen und -räumen untersucht. Die Untersuchung beschränkte sich auf 
den Bereich der Bundeswehr, da nur dort entsprechende Fähigkeiten 
vorhanden sind. 

Im Ergebnis ist festzustellen, daß das in der Bundeswehr verfügbare Gerät 
ausschließlich konzipiert wurde, im Gefecht Minensperren zu öffnen. 
Geräte und Verfahren für das großflächige Suchen und Räumen von 
Minen sind nicht vorhanden. 

Die zur Zeit weltweit verfügbaren Minensuchgeräte werden dem vielfälti- 
gen „Minenmix" nicht gerecht und erlauben nur das Delektieren metall- 
haltiger Minen und Kampfmittel. Ihr Einsatz ist immer mit einer hohen 
Gefährdung des Suchpersonals verbunden und kann deshalb nicht unter- 
stützt werden. 

Vor diesem Hintergrund sieht die Bundesregierung keine Möglichkeiten, 
hinreichend sichere Geräte zur Verfügung zu stellen. 


53. Abgeordnete 

Ute 

Vogt 

(Pforzheim) 

(SPD) 


Wenn ja, auf welchem Weg wäre dies zu errei- 
chen, und an wen könnten die Geräte ausgelie- 
fert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 13. Oktober 1995 


Entfällt. 


54. Abgeordnete 

Ute 

Vogt 

(Pforzheim) 

(SPD) 


Wenn nein, welche anderen Möglichkeiten gibt 
es, der Situation abzuhelfen, daß derzeit in der 
Krajina Privatpersonen in Zweiertrupps ohne 
technische Hilfsgeräte unter Lebensgefahr auf 
„Minensuche" gehen müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 13. Oktober 1995 


In der oben erwähnten Untersuchung der Bundesregierung wurden auch 
andere Möglichkeiten der Unterstützung, wie z. B. die Durchführung von 
Minensuche und Minenräumung durch die Bundeswehr betrachtet. 
Wegen der hohen Gefährdung des Personals wäre ein solcher Einsatz 
allein in Anbetracht der mangelnden technischen Fähigkeiten zur Zeit 
kaum vertretbar. 

Die Bundesregierung wird sich aber auch zukünftig im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Möglichkeiten an internationalen Minensuch- und 
Minenräumaktionen beteüigen. 
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Der Vollständigkeit halber möchte ich in diesem Zusammenhang auf ein 
Gerät hinweisen, das ein deutsches mittelständisches Unternehmen in 
jüngster Zeit unter der Bezeichnung Krohn'sche Minenfräse entwickelt 
hat. Bei einem Testeinsatz in Mosambik wurde es von Mitarbeitern der 
Vereinten Nationen, die mit der Durchführung des Accelerated Demining 
Programme (ADP) beauftragt sind, positiv bewertet. Allerdings hängt 
diese Einstufung von der zu räumenden Geländeformation und der Ver- 
minungssituation ab und ist somit möglicherweise nicht auf die Kra- 
jina/Kroatien übertragbar. Die Bundesregierung besitzt kein Gerät dieses 
Typs. 

Den Bericht des Bundesministeriums der Verteidigung an den Verteidi- 
gungsausschuß des Deutschen Bundestages habe ich beigefügt * ) . 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


55, Abgeordnete 

Sigrun 

Löwisch 

(CDU/CSU) 


Können nach § 12 des Gesetzes über die Berufe in 
der Physiotherapie (Masseur- und Physiothera- 
peutengesetz - MPhG) vom 26. Mai 1994 (BGBl. I 
S. 1084) auch blinde und stark sehbehinderte 
Masseure und medizinische Bademeister die ver- 
kürzte Ausbildung zum Physiotherapeuten erhal- 
ten, und wenn ja, mit weicher Begründung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 13. Oktober 1995 

Blinden und stark sehbehinderten Masseuren und medizinischen Bade- 
meistern ist die verkürzte Ausbildung zum Physiotherapeuten/zur Physio- 
therapeutin nach § 12 Abs. 1 des Masseur- und Physiotherapeuten- 
gesetzes ohne gesetzliche Einschränkung zugänglich. Dementsprechend 
gelten Blindheit oder starke Sehbeeinträchtigung als solche auch nicht als 
körperliche Beeinträchtigungen im Sinne der Berufszulassungsregelun- 
gen der §§ 5 und 10 und des § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes. 

Die Bundesregierung legte bei der Neuordnung der Berufe in der Physio- 
therapie nicht nur großen Wert darauf, daß der Beruf des Masseurs und 
medizinischen Bademeisters, in dem sich Bünde und stark Sehbehinderte 
von jeher besonders bewährt haben, diesem Personenkreis erhalten 
bleibt, sondern auch, daß diesem der Zugang zur verkürzten Ausbildung 
zum Physiotherapeuten/zur Physiotherapeutin nach § 12 Abs. 1 MPhG 
ohne gesetzliche Beschränkung zugängÜch ist. Voraussetzung dafür ist 
allerdings, daß eine fachgerechte blindenspezifische Ausbildung an 
besonders dafür geeigneten und ausgestatteten Ausbildungseinrichtun- 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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gen erfolgt und daß bhnde oder stark sehbehinderte Ausbildungsabsol- 
venten im Rahmen der anschUeßenden Berufstätigkeit solche Tätigkeiten 
nicht selbständig übernehmen, zu denen sie sich je nach dem jeweiligen 
Grad ihrer Behinderung nicht in der Lage sehen. Die Einschätzung und 
Einhaltung einer solchen sich aus dem jeweiligen Grad der 
Sehbeeinträchtigung ggf. ergebenden natürlichen Tätigkeitseinschrän- 
kung hat verantwortungsbewußt der Behinderte selbst oder - bei nicht 
selbständiger Berufsausübung - der Arbeitgeber zu treffen. Das MPhG 
enthält über den in solchen Fällen angezeigten Tätigkeitsumfang keine 
speziellen Vorschriften, da dies von den Beteiligten im Rahmen der 
gesundheitlichen Eignung und Zuverlässigkeit zu beurteilen ist. Dem 
Bundesministerium für Gesundheit sind bisher Fälle von durch Blindheit 
oder Sehbeeinträchtigung verursachten therapeutischen Fehlern von 
Masseuren und medizinischen Bademeistern der Physiotherapeuten nicht 
bekanntgeworden . 


56. Abgeordnete 
Sigrun 
Löwisch 

(CDU/CSU) 


Güt die Ausbildungsverkürzung in der Über- 
gangsregelung nach § 12 Abs. 1 des Masseur- 
und Physiotherapeutengesetzes (MPhG) nicht 
nur für die beim Inkrafttreten des MPhG im Beruf 
stehenden Masseure und medizinischen Bade- 
meister, sondern auch für alle zukünftigen Mas- 
seure und medizinischen Bademeister, die sich 
zum Physiotherapeuten ausbilden lassen wollen, 
und wenn ja, mit welcher Begründung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 13. Oktober 1995 

§ 12 Abs. 1 MPhG gilt sowohl für Masseure und medizinische Bademeister 
alter Ausbildung wie für solche, die nach dem neuen Gesetz ausgebildet 
werden. Letztere können sogar bereits nach Bestehen der sich an den 
zweijährigen Lehrgang nach § 4 Abs. 2 MPhG anschließenden staatlichen 
Prüfung und vor Ableistung der sechsmonatigen Praktikantenzeit die 
verkürzte Ausbildung zum Physiotherapeuten antreten (§12 Abs. 1 Satz 1 
MPhG). Es handelt sich daher keineswegs um eine zeitlich auslaufende 
Übergangsvorschrift, die als solche außerdem in Abschnitt 7 des Gesetzes 
hätte plaziert werden müssen, sondern um eine Vorschrift, die auch 
künftigen Absolventen des Lehrganges für Masseure und medizinische 
Bademeister nach § 4 Abs. 2 des Gesetzes sowie künftigen vollausgebilde- 
ten Masseuren und medizinischen Bademeistern auf Dauer den „Durch- 
stieg" zum Beruf des Physiotherapeuten offenhält (§ 1 Abs. 1 Satz 2 
MPhG). Diese gegenüber dem alten Recht (Verkürzung der dreijährigen 
Krankengymnastenausbüdung für Masseure und medizinische Bademei- 
ster um lediglich sechs Monate) wesentlich großzügigere Regelung des 
§ 12 Abs. 1 MPhG (Verkürzungum mindestens die Hälfte des dreijährigen 
Physiotherapeutenlehrgangs bis maximal auf neun Monate) soUte nicht 
nur ein Ersatz für die unerfüllbare Forderung der Masseur- Verbände nach 
Einführung eines physiotherapeutischen Einheitsberufs sein, sondern 
erschien im Hinbhck auf die Verlängerung des Massagelehrgangs von 
einem auf zwei Jahre auch fachUch vertretbar. 

Obwohl die Bundesregierung erst nach Ablauf von drei Jahren nach 
Inkrafttreten des MPhG dem Deutschen Bundestag über die Auswirkun- 
gen des Gesetzes zu berichten hat, läßt sich bereits zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt sagen, daß die Durchstiegsmöglichkeiten des § 12 Abs. 1 MPhG 
allgemein gut angenommen werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


57. Abgeordnete Wie hat sich seit dem Inkrafttreten der Richtlinie 

Annette für die Gewährung von Finanzhilfen an die deut- 

Faße sehe Partikulierschiffahrt der Abruf der bereitste- 

(SPD) henden Mittel entwickelt nach Anträgen, Bewilli- 

gungsquote und der Summe der bewilligten Gel- 
der für technische Maßnahmen, Ausbildungsför- 
derung, Umstrukturierung und Werbung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. Oktober 1995 

Zu dem Finanzhilfeprogramm der Bundesregierung für die deutsche 
Partikulierschiffahrt sind bis jetzt 102 Anträge auf Gewährung von Finanz- 
beihilfen mit einem B eihilf evolumen von 4,7 Mio. DM eingereicht worden. 

Mit der Bewilligung ist begonnen worden. Es ist davon auszugehen, daß 
weitere Anträge gestellt werden und die Bearbeitung zügig erfolgt. 

Da sich das Programm erst in der Anfangsphase befindet, konnte bisher 
erst ein Antrag abschließend bearbeitet und bewilligt werden. Mit einer 
erheblichen Steigerung sowohl der Bewilligungsquote als auch der Zahl 
weiterer Anträge ist zu rechnen. 


58. Abgeordnete Unter welchen Voraussetzungen ist es möglich, 

Annette daß die Entscheidung und die Auftragsvergabe 

Faße für den im Verkehrshaushalt des Bundes für 1997 

(SPD) vorgesehenen Neubau dreier Lotsenstations- 

schiffe und dreier Tender bereits 1996 erfolgen 
kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. Oktober 1995 

Im Entwurf des Bundeshaushaltsplanes 1996 wurde in den Erläuterungen 
zum Einzelplan 12 Kapitel 12 03 Titel 816 31 unter Nummer 2 „Neue 
Maßnahmen" unter Vorbehalten für 1997 ff. der Neubau von drei Lotsen- 
stationsschiffen und von drei schnellen Lotsenversetzschiffen (Tender) 
aufgenommen. Die Neubauten sollten nicht in einem Zuge, sondern in 
mehreren Schritten durchgeführt werden. Eine Aufnahme in den Haus- 
haltsentwurf 1996 erfolgte vorsorglich und auf Basis des bisherigen 
Finanzierungssystems. 

Eine Entscheidung über die Neubauten wurde noch nicht getroffen, weil 
das bisherige Lotsenversetzsystem unter Berücksichtigung auch der 
technischen Entwicklung und der Ergebnisse des Gutachtens „Verkehrs- 
sicherheitssystem Deutsche Küste im Jahre 2000 (VSDK 2000)" noch über- 
dacht wird. Das Gesamtkonzept ist zudem noch mit den Lotsen, Küsten- 
ländern und Schiffahrtsverbänden zu erörtern. Zu entscheiden ist sodann 
auch über die Art der Finanzierung. Die Bundesregierung strebt die 
notwendigen Entscheidungen zum frühestmöglichen Zeitpunkt an. 

Von den dargestellten Erörterungen und notwendigen Entscheidungen 
hängt es ab, ob bereits 1996 eine Auftragsvergabe möglich ist. 
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59. Abgeordneter 

Arne 

Fuhrmann 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der Bundesminister der Finanzen 
den Verkauf der Bahn-Trasse Lüchow — Dömitz 
vorbereitet bzw. plant? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. Oktober 1995 

Nein. Entscheidungen über den Verkauf der Grundstücke stillgelegter 
und entwidmeter Strecken der Deutschen Bahn Aktiengesellschaft (DB 
AG) sowie über die Abgabe in Betrieb stehender Strecken an Dritte trifft 
die Unternehmensleitung der DB AG in eigener Verantwortung. 


60. Abgeordneter 

Arne 

Fuhrmann 

(SPD) 


Wie kann sichergestellt werden, daß die Bahn- 
Trasse zwischen Lüchow und Dömitz in jedem 
Falle als Option für eine zukünftige Bahnverbin- 
dung erhalten bleibt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 12. Oktober 1995 

Sofern Dritte den Streckenabschnitt Dömitz — Dannenberg Ost wieder- 
herstellen und den Betrieb des Streckenabschnitts Dannenberg Ost- 
Lüchow übernehmen wollen, müssen sie entsprechende Verhandlungen 
mit der DB AG führen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


61. Abgeordneter 

Achim 

Großmann 

(SPD) 


Welche Überlegungen gibt es seitens der Bun- 
desregierung vor dem Hintergrund des 1996 in 
Kraft tretenden Kreislaufwirtschafts- und Abfall- 
gesetzes, bei Bauprodukten, wie z. B. Fenstern, 
die gesetzlichen Voraussetzungen für den Ein- 
satz wiederverwertbarer Materialien zu schaffen, 
um diese Stoffe einer ökologischen Wiederver- 
wertung zuzuführen, und wie denkt die Bundes- 
regierung über eine Kennzeichnungspflicht für 
recyclebare bzw. nicht recyclebare Bauprodukte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 16. Oktober 1995 

Die Bundesregierung sieht vor dem Hintergrund des Kreislaufwirt- 
schafts- und Abfallgesetzes grundsätztich die Wirtschaft in der Pflicht, die 
ihr mit § 22 zugewiesene Produktverantwortung wahrzunehmen. Da- 
durch wird der Einsatz verwertbarer Materialien ermöghcht und geför- 
dert, ohne daß es zunächst zusätzlicher gesetzlicher Voraussetzungen 
bedürfte. 
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Hinsichtlich einzelner Bauprodukte, wie z. B. Fenster, bestehen bereits 
Rückführungs- und Aufbereitungssysteme, durch die ausgebaute Bau- 
produkte verwertet werden. Hierbei sind allerdings die materialspezifi- 
schen Besonderheiten zu berücksichtigen. Inwieweit zur Intensivierung 
dieser Bemühungen eine Kennzeichnung sinnvoll ist, hängt letztlich von 
der eingesetzten Aufbereitungstechnik ab. Im übrigen weist die Bundes- 
regierung darauf hin, daß die Verwertbarkeit ausschließlich durch den 
tatsächlichen Aufwand bei der Aufbereitung bestimmt wird. Da dieser von 
der technischen Entwicklung abhängig ist, wird eine dahin gehende 
Kennzeichnungspflicht als verfehlt erachtet, insbesondere angesichts der 
überwiegend langen Standzeiten von Bauprodukten in Bauwerken. 


62. Abgeordneter 

Achim 

Großmann 

(SPD) 


Welche konkreten Überlegungen gibt es seitens 
der Bundesregierung zum Recycling von Holz-, 
Aluminium- und Kunststoffenstern, und plant sie, 
bei öffentlich geförderten Bau- bzw. Sanie- 
rungsprogrammen die Rückführung wiederver- 
wertbarer Materialien in den Stoffkreislauf als 
Bedingung in die Förderrichtlinien mit aufzuneh- 
men? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinker! 
vom 16. Oktober 1995 

Die Bundesregierung erwartet im Rahmen der Umsetzung der Produkt- 
verantwortung durch die Wirtschaft, daß Bauabfälle frühzeitig getrennt 
gehalten werden, um so die Verwertungsmöglichkeiten zu steigern und 
die Menge der letztlich zu beseitigenden Abfälle deutlich zu reduzieren. 
Dazu unterstützt die Bundesregierung alle technisch und wirtschaftlich 
sinnvollen Entwicklungen zur Verwertung von Bauabfällen. Mit der 
Technischen Anleitung „Siedlungsabfälle" (TASi) ist darüber hinaus das 
Verwertungsgebot für Bauabfälle festgeschrieben worden. Außerdem 
nimmt die Bundesregierung die ihr zugewiesene Vorbildfunktion im 
Rahmen des § 37 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 

(KrW-/AbfG) wahr. Das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau hat dazu neben der Förderung von bisher 17 Bau- 
forschungsvorhaben einen „Leitfaden für den Umgang mit gebrauchten 
Baumassen bei Planung und Ausführung" entwickelt, der Bestandteil der 
„Richtlinien für die Durchführung von Bauaufgaben des Bundes im 
Zuständigkeitsbereich der Finanzbauverwaltungen und der Bundesbau- 
direktion (RBBau)" im neuen Abschnitt „Umweltschutz" (K 14) werden 
soll. 

Eine Einflußnahme auf die Vergabebedinungen in den Förderrichtlinien 
ist seitens der Bundesregierung nicht gegeben, da diese in den Zuständig- 
keitsbereich der Bundesländer fallen. 

Die Bundesregierung erwartet jedoch, daß die Länder und die Kommunen 
vergleichbare Grundsätze entwickeln und anwenden werden. 


63. Abgeordneter 

Dietmar 

Thieser 

(SPD) 


Wie begründet die Bundesregierung die in der 
Drucksache 13/1207 nicht näher erläuterte Er- 
wartung, daß die bloße formaljuristische, obliga- 
torische Einführung des Standes der Technik in 
§ 7a Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 
keine tatsächlichen Auswirkungen auf den was- 
serrechtlichen und wasserbehördlichen Vollzug 
haben wird? 
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Drucksache 13/2709 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 16. Oktober 1995 

Durch eine Novelle des Wasserhaushaltsgesetzes soll in Zukunft für die 
Einleitungen von Abwasser in Gewässer einheitlich der Stand der Technik 
gefordert werden. Vor Ort ist eine Unterscheidung zwischen Einleitungen 
mit gefährlichen und Einleitungen mit weniger gefährlichen Stoffen 
immer schwieriger geworden, die in den Mindestanforderungen formal 
festgelegten Technikniveaus „allgemein anerkannter Regeln der Tech- 
nik" und „Stand der Technik" sind daher weitgehend bedeutungslos 
geworden. Zu einer Verschärfung der Mindestanforderungen wird es 
insgesamt deshalb nicht kommen, weil sich die beiden Technikniveaus in 
den letzten Jahren - besonders im kommunalen Bereich - weitgehend 
angenähert haben und darüber hinaus für vorhandene Einleitungen aus 
Gründen der Verhältnismäßigkeit vom Stand der Technik abweichende 
Anforderungen vorgesehen werden können. Die Anforderungen werden 
in Zukunft einer Forderung des Europäischen Gerichtshofes entsprechend 
in Rechtsverordnungen festgelegt. 


64. Abgeordneter 

Dietmar 

Thieser 

(SPD) 


Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß 
die bei der anläßlich der Schaffung neuer Rechts- 
verordnungen zu § 7a Abs. 1 des Wasserhaus- 
haltsgesetzes (WHG) zu führenden Diskussionen 
darüber, was denn nun der Stand der Technik der 
Abwasserbehandlung für das konkrete Abwasser 
ist, nicht doch eine tatsächliche Verschärfung der 
wasserrechtlichen Vorgaben eintritt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Klinkert 
vom 16. Oktober 1995 

Bundesrat und Bundesregierung haben erklärt, daß durch die Einführung 
eines einheitlichen Technikniveaus „Stand der Technik" derzeit praktisch 
keine Verschärfung eintreten wird. Da die Bundesregierung die Rechts- 
verordnungen mit den Anforderungen nach dem Stand der Technik mit 
Zustimmung des Bundesrates erläßt, haben es Bundesregierung und die 
Länder selbst in der Hand, nicht gerechtfertigte Verschärfungen der 
Abwasserstandards zu vermeiden. 

Im übrigen bleiben auch bei der Festlegung von Emissionsstandards 
allgemeine Gewässergüteziele nicht unberücksichtigt. So werden auch in 
Zukunft beispielsweise Filtration oder Desinfektion nicht generell 
flächendeckend verlangt werden. Dies wird - wie in der Vergangenheit - 
nur dann von den Wasserbehörden der Länder im Einzelfall gefordert 
werden können, wenn die Gewässernutzung dies erfordert. 


Bonn, den 20. Oktober 1995 
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